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Deutschland braucht einen Neustart 
in der Migrationspolitik. Die letzten 
Wochen und Monate zeigen deutlich, 
dass es so, wie es jetzt ist, nicht wei-
tergehen kann. Die Städte und Ge-
meinden sind bei der Unterbringung, 
der Versorgung und der Integration 
längst an ihrer Leistungsgrenze an-
gelangt. Wir wollen gemeinsam mit 
den Bürgerinnen und Bürgern hel-
fen, aber die Kapazitätsgrenzen sind 
nun einmal beschränkt. Darauf muss 
die Politik endlich eine dauerhafte 
und nachhaltige Antwort finden. 

Im Einzelnen brauchen wir eine 
wirksame Begrenzung des Zustroms 
und eine faire Verteilung der Flücht-
linge innerhalb Deutschlands, aber 
auch innerhalb der EU. Notwendig 
ist zudem ein wirksamer Schutz der 
Außengrenzen der EU, mit der Mög-
lichkeit, schon dort Asylverfahren 
für Personen durchzuführen, die vo-
raussichtlich keine Bleibeperspekti-
ve haben. Auch die Harmonisierung 
der Integrations- und Sozialleistun-
gen sei ein notwendiger Schritt. 

Von Bund und Ländern erwarten 
die Städte und Gemeinden die dau-
erhafte Finanzierung von Unterbrin-
gung, Versorgung und Integration 

der nach Deutschland gekommenen 
Menschen. Insgesamt geht das Fi-
nanzierungsbingo zwischen Bund 
und Ländern zu Lasten der Kommu-
nen. Das muss ein Ende haben. 

Daher brauchen wir eine neue ‚Ge-
meinschaftsaufgabe Integration’ im 
Grundgesetz, in der die Finanzie-
rung von Unterbringung, Versor-
gung und Integration zwischen 
Bund und Ländern verbindlich gere-
gelt wird. Damit würde auch recht-
lich eindeutig festgelegt, dass Bund 
und Länder diese Aufgabe gemein-
sam finanzieren müssen.

Sinnvoll wäre zudem ein Migrati-
onsgesetzbuch, das alle bestehen-
den Regelungen in einem Gesetz 
zusammenführt und harmonisiert. 
Dieses Gesetz sollte unter ande-
rem Regelungen zur Zuständigkeit 
des Bundes für Abschiebung und 
Rückführung sowie eine eindeuti-
ge Festschreibung des Grundsatzes 
„Fördern und Fordern“ für Integra-
tionsmaßnahmen enthalten. 

Ihr

Dr. Gerd Landsberg

NEUSTART IN DER 
MIGRATIONSPOLITIK EINLEITEN  
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Die Digitalisierung spielt für die 
Modernisierung und Leistungs-
fähigkeit der öffentlichen Ver-

waltung eine wesentliche Rolle und 
erfordert gemeinsame Anstrengungen 
von Bund, Ländern und Kommunen. 
Als zentrales Gremium zur Koordinie-
rung der föderalen Zusammenarbeit in 
der Informationstechnik wurde 2010 
der IT-Planungsrat gegründet. Die zu-
nehmende Bedeutung von gemeinsa-
men, interföderalen IT-Vorhaben hat 
zunächst, im Jahr 2018, die Einrich-
tung der Föderalen IT-Kooperation 
(FITKO) mit sich gebracht und hatte 
dann die Notwendigkeit zur Schär-
fung des Selbstverständnisses und 
der Governance des IT-Planungsrats 
zur Folge. Daher wurden letztes Jahr 
mehrere Maßnahmen zur Stärkung 
der Schlagkraft und Wirksamkeit des 
IT-Planungsrats erarbeitet und verab-
schiedet. Das Jahr 2023 steht nun im 
Zeichen der Umsetzung.

NEUES SELBSTVERSTÄNDNIS 
DES IT-PLANUNGSRATS

Bei der Entwicklung des neuen Selbst-
verständnisses haben wir das Rad nicht 
neu erfunden, aber viel geschärft und 

greifbarer gemacht. Im Fokus unse-
rer Arbeit steht die Entwicklung von 
Strategien, Strukturen und Standards 
zur erfolgreichen Gestaltung der di-
gitalen Transformation im Bund, in 
den Ländern und den Kommunen. 
Unser Ziel ist es, wirkungsorientiert 
zu agieren, um den größtmöglichen 
Nutzen für die deutsche Verwaltung 
und damit die Gesellschaft zu gene-
rieren. Die gemeinschaftliche Ver-
bundenheit von Bund, Ländern und 
Kommunen ist für uns der Schlüssel 
für die einzigartige Kompetenz und 
Expertise des Gremiums.

Die Arbeitsweise des IT-Planungsrats 
lässt sich durch drei Werte zusam-
menfassen: Vielfalt, Konsens und Mut. 
Kondensiert münden die Werte in dem 
Claim: „Der deutsche IT-Planungsrat 
– Gemeinsam wirksam“.

ANPASSUNG DER 
GOVERNANCE DES 
IT-PLANUNGSRATS

Um die Wirksamkeit des Gremiums 
zu erhöhen, wurden mehrjährige 
strategische Schwerpunktthemen be-
schlossen. In den Schwerpunktthemen 

werden die bisherigen Einzelthemen 
gebündelt und mögliche neue Vorha-
ben identifiziert. Dafür benannte The-
menpaten stellen den Fortschritt sicher 
und fungieren als inhaltliche Treiber. 
Bis Jahresende wollen wir für jedes 
Schwerpunktthema ein ambitioniertes 
Zielbild mit Blick bis ins Jahr 2027 und 
eine Roadmap verabschieden.

Um die Digitalisierung der Verwaltung 
insgesamt voranzubringen, wollen wir 
zudem einen stärkeren Austausch mit 
den Fachministerkonferenzen errei-
chen. Dazu hat der IT-Planungsrat 
fachpolitische Sprecherinnen und 
Sprecher benannt, die als „Verbin-
dungsperson“ zu den einzelnen Fach-
ministerkonferenzen fungieren. Sie 
sollen die Kommunikation und den 
Dialog initiieren und verstetigen, rele-
vante Beschlüsse aktiv vorstellen, wei-
tere Digitalisierungsimpulse einbrin-
gen und Impulse aus der Fachlichkeit 
aufnehmen. 

SCHWERPUNKT DIGITALISIERUNG

Fo
to

: ©
 H

M
in

D

GEMEINSAM WIRKSAM: 
  DER DEUTSCHE IT-PLANUNGSRAT

 STELLT SICH NEU AUF

Staatssekretär Patrick Burghardt  
Hessische Staatskanzlei – 

Geschäftsbereich der Ministerin für Digitale Strategie und Entwicklung und 
Vorsitzender des IT-Planungsrates
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STRATEGISCHE 
STÄRKUNG DER FITKO

Als Koordinierungs- und Vernetzungs-
stelle ist die FITKO einer der zentralen 
Akteure bei der Umsetzung von Digi-
talisierungsvorhaben in der öffentli-
chen Verwaltung, die wir strategisch 
weiter stärken wollen. Die FITKO soll 
zu einem Ideen- und Impulsgeber für 
den IT-Planungsrat werden, selbstver-
ständlich ohne die bereits aufgebaute 
operative Unterstützung zu vernach-
lässigen. Als neutrale und fachlich 
qualifizierte Einheit kann sie Bund 
und Länder entlasten. Aber auch die 
kommunale Ebene profitiert von einer 
Stärkung der FITKO, etwa wenn sie 
die Behördennummer 115 zur zentra-
len Anlaufstelle für Anfragen zu On-
line-Verwaltungsleistungen ausbaut.

MEHR UNTERSTÜTZUNG FÜR 
DIE KOMMUNALE EBENE

Gleich in den ersten Tagen meiner 
Amtszeit als Vorsitzender des IT-Pla-

nungsrats habe ich mich mit den Ver-
tretern der kommunalen Spitzenver-
bände getroffen. Gemeinsam haben 
wir überlegt, wie die Digitalisierung 
der Verwaltung auf kommunaler Ebe-
ne gefördert werden kann. Auf dieser 
Grundlage haben wir die Eckpunkte 
einer gemeinsamen Vereinbarung – 
Arbeitstitel: „Kommunalpakt“ – entwi-
ckelt, die wir bis Juli 2023 verabschie-
den wollen. 

Im Mittelpunkt steht die beschleunig-
te Nachnutzung der sogenannten Fo-
kusleistungen und es soll verstärkt die 
durchgängige Digitalisierung in den 
Blick genommen werden. Ein beson-
deres Augenmerk liegt auf der deutlich 
stärkeren Unterstützung und Einbin-
dung der Kommunen durch die Län-
der, wobei auch die kommunale Ebene 
ihren Beitrag wird leisten müssen. Wir 
zielen auf den Aufbau und die Versteti-
gung dauerhafter Strukturen zur Nut-
zung von Einer-für-Alle-Verfahren, da 
die Entwicklung und der Betrieb solch 
gemeinsamer Verfahren wirtschaftlich 

ist und zunehmend selbstverständlich 
werden muss. Im Rahmen eines na-
tionalen Trilogs von Bund, Ländern 
und Kommunen wollen wir gemein-
sam die bisherigen Umsetzungserfah-
rungen reflektieren sowie Chancen 
und Grenzen der föderalen Zusam-
menarbeit ausloten. Bis Anfang 2024 
sollen dann konkrete Optimierungs-
vorschläge entwickelt werden. 

Der Umbau zur digitalen Verwal-
tung muss von jeder einzelnen Ver-
waltungseinrichtung vorangetrieben 
werden. Die Aufgabe des IT-Planungs-
rats ist es, hierfür die Grundlagen zu 
schaffen und weiterzuentwickeln. Mit 
den in diesem Jahr angegangenen 
Maßnahmen stärken wir das Funda-
ment für die deutsche Verwaltungsdi-
gitalisierung spürbar. 

© AdobeStock_vegefox.com
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Die Digitalisierung der Verwal-
tung und insbesondere die Um-
setzung des Onlinezugangsge-

setzes (OZG) zielen darauf ab, einen 
wettbewerbsfähigen und attraktiven 
deutschen Staat zu schaffen, welcher 
moderne und nutzerorientierte An-
gebote bereitstellt und deren einfache 
Inanspruchnahme durch Bürgerinnen, 
Bürger und Unternehmen ermöglicht.

Das im Jahr 2017 in Kraft getretene 
OZG verpflichtet Bund, Länder und 
Kommunen, einen digitalen Zugang 
zu Verwaltungsleistungen zu schaffen. 
Es hat seitdem auf breiter Fläche enor-
men Schwung in die Verwaltungsdi-
gitalisierung gebracht und kann als 
Startschuss für einen nachhaltigen 
Wandel der öffentlichen Verwaltung 
verstanden werden, in dem es wich-
tige Weichen für die zukünftige Digi-
talisierungsarbeit gestellt hat. Jedoch 
wird Verwaltungsdigitalisierung nicht 
innerhalb eines Zeitraums abge-
schlossen sein. Gleichwohl sind seit  
1. Januar 2023 alle Verwaltungseinhei-
ten verpflichtet, ihre Leistungen digi-
tal anzubieten.

DAS PAKET FÜR EINE 
DIGITALE VERWALTUNG

Am 24. Mai 2023 hat die Bundesregie-
rung ein Paket für die digitale Verwal-
tung beschlossen: Der Gesetzentwurf 

zur Änderung des OZG schafft den 
Rahmen für die weitere Digitalisie-
rung der Verwaltung sowie zentrale 
Voraussetzungen für nutzerfreundli-
che und vollständig digitale Verfahren. 
Die zugleich beschlossenen Eckpunkte 
für eine moderne und zukunftsgerich-
tete Verwaltung enthalten wesentliche 
Richtungsentscheidungen. Hier geht es 
um mehr Priorisierung und Standar-
disierung sowie um eine enge Verzah-
nung des OZG mit Großprojekten, wie 
der Registermodernisierung und den 
digitalen Identitäten.

REGELUNGEN IM OZG ÄN-
DERUNGSGESETZ MIT UN-
MITTELBAREM NUTZEN FÜR 
BÜRGERINNEN, BÜRGER 
SOWIE UNTERNEHMEN

Ziel des OZG Änderungsgesetzes ist es, 
die Verwaltung für Bürgerinnen, Bür-
ger und Unternehmen durch attraktive 
digitale Angebote möglichst einfach, 
sicher, transparent, von überall und je-
derzeit nutzbar zu machen.

Die Einführung des zentralen Bürger-
kontos BundID wird Bürgern ermögli-
chen, sich deutschlandweit einheitlich 
für elektronische Verwaltungsleistun-
gen von Bund und Ländern über die 
Online-Ausweisfunktion ihres Perso-
nalausweises (eID) zu identifizieren 
und authentifizieren. Dadurch wird 

der bisher analoge Prozess der Antrag-
stellung mit Unterschrift durch eine 
digitale, rechtssichere Lösung ersetzt.

Gleichermaßen können Unterneh-
men zukünftig alle Anträge über ihr 
zentrales Organisationskonto stellen. 
Die Verwendung des sogenannten 
Organisationskontos wird für alle 
öffentliche Stellen, die digitale Ver-
waltungsleistungen im Portalverbund 
anbieten, verpflichtend. Spätestens 
nach Ablauf von fünf Jahren sind aus-
schließlich unternehmensbezogene 
Verwaltungsleistungen elektronisch 
anzubieten, wenn diese der Ausfüh-
rung von Bundesgesetzen auf dem 
Gebiet des Wirtschaftsrechts dienen.

Des Weiteren schafft die gesetzliche 
Verankerung des Once-Only-Prinzips 
die „Zettelwirtschaft“ endgültig ab. 
Das Prinzip regelt, dass Nachweise 
für einen Antrag – wie beispielsweise 
eine Geburtsurkunde – elektronisch 
bei den zuständigen Behörden und 

SCHWERPUNKT DIGITALISIERUNG
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DIGITALISIERUNG – 
GEKOMMEN, UM ZU BLEIBEN

Ein Paket für eine 
moderne und zukunftsgerichtete Verwaltung

Staatssekretär Dr. Markus Richter 
Bundesministerium des Innern und für Heimat sowie 

Beauftragter der Bundesregierung für Informationstechnik
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Registern mit Einverständnis des An-
tragstellers abgerufen werden kön-
nen. Um sicherzustellen, dass staat-
liche digitale Angebote besser auf die 
Bedarfe aller Bürgerinnen, Bürger 
und Unternehmen dieses Landes aus-
gerichtet sind, werden Nutzerfreund-
lichkeit und Barrierefreiheit von elek-
tronischen Verwaltungsleistungen 
gesetzlich verankert.

Bessere Beratung bei der Nutzung von 
digitalen Angeboten soll durch die Be-
hördenrufnummer 115 sichergestellt 
werden. Die 115 ist heute in fast allen 
Bundesländern verfügbar und stellt zu-
künftig auch ein Beratungsangebot für 
staatliche Onlinedienste bereit. Dafür 
werden wichtige datenschutzrechtliche 
Grundlagen für die Übermittlung per-
sonenbezogener Daten geschaffen.

WICHTIGER ALS DIE 
REGULIERUNG IST DAS 
FAKTISCHE TUN

Die umfassende und flächendeckende 
Digitalisierung, Beschleunigung und 

Vereinheitlichung der deutschen Ver-
waltung stellt einen Kraftakt dar und 
kann nur im engen Zusammenspiel 
von Bund, den Ländern und ihren 
mehr als 11.000 Kommunen gelingen.
In den Jahren 2023 und 2024 fokus-
sieren sich alle Beteiligten auf 15 be-
sonders wichtige Leistungen mit dem 
Ziel, diese möglichst flächendeckend 
und vollständig digital (Ende-zu-En-
de) anzubieten. Darunter fallen bei-
spielsweise Ummeldung, Elterngeld, 
Eheschließung, KfZ-An- und Um-
meldung, Baugenehmigung, Führer-
schein und Wohngeld. Diese Leis-
tungen sollen spätestens 2024 in ganz 
Deutschland digital beantragt werden 
können. Damit dies effizient passieren 
kann, soll auch der Prozess der Leis-
tungsdigitalisierung selbst möglichst 
entbürokratisiert werden.

Das Bundesinnenministerium setzt 
darüber hinaus auf die permanente 
Entwicklung und Fortentwicklung 
von verbindlichen Standards, Schnitt-
stellen und Basisdiensten. Bereits 
etablierte Standards werden gestärkt, 

indem der Bund gemeinsam mit der 
Föderalen IT-Kooperation und der 
Koordinierungsstelle für IT-Stan-
dards im Rahmen der Standardisie-
rungsagenda zusammenarbeitet. Zu-
dem werden OZG/SDG-Umsetzung 
und Registermodernisierung eng ver-
zahnt, um Leistungen mit höchstem 
Reifegrad zu realisieren und Behör-
den, Unternehmen, Bürgerinnen und 
Bürger spürbar zu entlasten.

Verwaltungsdigitalisierung kann nur 
gelingen und flächendeckend funktio-
nieren, wenn die Kommunen immer 
mitberücksichtigt werden. Als Verwal-
tungsträger vor Ort sind sie häufig die 
ersten Ansprechpartner für Bürgerin-
nen, Bürger und Unternehmen. Der 
Kommunalpakt ist deshalb ein not-
wendiger und konsequenter Schritt 
der Länder. Der Bund unterstützt 
diesen gerne durch die Einrichtung ei-
nes Forums, welches die Vernetzung, 
Qualifizierung und den Austausch 
über Herausforderungen bei der Um-
setzung des OZG zwischen Bund, Län-
dern und Kommunen ermöglicht. 

© AdobeStock_Ingo Bartussek 
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SCHWERPUNKT DIGITALISIERUNG

ZWISCHENRUF...von Alexander Handschuh

NACHSPIELZEIT

Alexander Handschuh
Sprecher Deutscher Städte- und Gemeindebund

Politische Grundsatzfragen | Grundsatzfragen Digitalisierung

Bis zum 31. Dezember 2022 
sollten ursprünglich alle on-
line-fähigen Verwaltungsleis-

tungen auch digital für Bürgerinnen 
und Bürger sowie die Wirtschaft zur 
Verfügung stehen. Nach Ablauf der 
Umsetzungsfrist ist nur ein Bruchteil 
der Leistungen tatsächlich flächen-
deckend verfügbar. Die Schlussfolge-
rung lautet: Das OZG ist gescheitert. 
Oder doch nicht? 

5 THESEN ZUR ZUKUNFT 
DER VERWALTUNGS-
DIGITALISIERUNG

1.	Der Rollout der Leistungen 
	 beginnt gerade erst
	 Viele Leistungen standen erst kurz 

vor Ablauf der Frist zur Verfügung 
oder werden gerade erst bereitge-
stellt. Jetzt müssen sie in die Flä-
che gebracht werden.

2.	Die Kommunen sind 
	 maßgebliche Akteure
	 Die allermeisten Verwaltungs-

leistungen werden auf 
kommunaler Ebene 
erbracht. Dem wurde 
während des OZG-Um-
setzungsprozesses kaum 
Rechnung getragen. Der 
Kommunalpakt muss das 
jetzt verbessern.

3.	Das OZG 2.0 kann die 
	 Weichen neu stellen
	 Derzeit ist der Entwurf eines Nach- 

folgegesetzes in der Diskussion. 
Was derzeit diskutiert wird, reicht 
aber noch nicht aus. Der Versuch, 
die Kommunen über eine frag-
würdige Auslegung des Grundge-
setzes zu verpflichten, löst keine 
Probleme, sondern schafft Unruhe 
und Verzögerung.   

4.	Registermodernisierung ist der 
wahre Digitalisierungs- 
beschleuniger

	 Neben dem OZG wird derzeit an 
der Registermodernisierung gear-
beitet. Wir müssen unsere Kräfte 
nun auf diesen „echten“ Digitali-
sierungsbeschleuniger konzentrie-

ren. Bund und Länder sind gefor-
dert, entsprechende Finanzmittel 
zur Verfügung zu stellen. 

5.	Alles einmal neu denken? 
	 Um bei der Digitalisierung nach-

haltig erfolgreich zu sein, müssen 
wir über eine neue Rolle des Staates 
und der staatlichen Ebenen bei der 
Verwaltungsdigitalisierung nach- 
denken. Eine These könnte lauten: 
Lediglich Rahmenbedingungen  
setzen, um ein Spielfeld zu definie-
ren, auf dem sich dann ein echter 
Markt entwickeln kann. 
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In allen Bereichen im Netz lauern 
heute immer mehr Cyberrisiken, die 
bei vielen Menschen zu Verunsiche-

rung führen. Privatpersonen, Unter-
nehmen und Organisationen müssen 
sich zunehmend vor diesen Risiken 
schützen: Hackerinnen und Hackern 
geht es längst nicht mehr nur darum, 
an Daten zu kommen. Immer häufiger 
wollen sie auch demokratische Struk-
turen angreifen. Im digitalen Raum 
seien die Bedrohungen derzeit so groß 
wie nie, schreibt das Bundesamt für 
Sicherheit in der Informationstechnik 
(BSI).1

Die häufigsten Bedrohungen im Inter-
net sind2:

	 Identitätsdiebstahl
	 Fake-Shops im Internet
	 Ransomware
	 IT-Supply-Chain-Angriffe
	 Schwachstellen
	 offene oder falsch konfigurierte  
Online-Server
	 Angriffe auf kritische 
IT‑Infrastruktur

Neben wirtschaftlichen Schäden ist 
auch die kritische Infrastruktur in Ge-
fahr. Dies kann im schlimmsten Fall 

den gesellschaftlichen Frieden bedro-
hen. Webseiten deutscher Behörden 
wurden und werden attackiert. Kom-
munen waren zum Teil wochenlang 
nicht arbeitsfähig, öffentliche Kran-
kenkassen waren durch einen erfolg-
reichen Angriff auf den IT-Dienstleis-
ter indirekt betroffen. Letztlich bedroht 
eine unzureichende IT-Sicherheit die 
Handlungsfähigkeit und Verlässlich-
keit, und mindert dadurch unmittelbar 
die Digitale Souveränität.

In der Vergangenheit haben viele ver-
sucht, sich alleine gegen Cyberattacken 
abzuschotten. Doch geschlossene Sys-
teme machen es für den Einzelnen im-
mer schwieriger, sich gegen wachsende 
Gefahren zu schützen. Größere Sicher-
heit verschaffen Cyberlösungen, die 
auf offenen, hochsicheren Standards 
beruhen und eine enge und transpa-
rente Zusammenarbeit zwischen den 
Akteuren in der Sicherheitsindust-
rie fördern. Kurzum: das Prinzip der 
Open Security – ein Konzept, auf das 
auch Google setzt.

CYBERSICHERHEIT 
IST TEAMPLAY

Ein solch offener Ansatz mag zunächst 
paradox klingen, doch in unserer heu-

tigen mobilen, hybriden Umgebung 
ist Cybersecurity ein Teamsport und 
gemeinsam kann man höhere Stan-
dards für die Sicherheit setzen, von 
denen alle profitieren. Ein wichtiges 
Prinzip der Open Security besteht im 
sogenannten Zero-Trust-Modell: eine 
Vorgehensweise, bei der alle Nutze-
rinnen, alle Geräte und Anwendungen 
kontinuierlich auf Sicherheitsrisiken 
überprüft werden. So wird die Ge-
meinschaft geschützt – und damit auch 
jedes einzelne Mitglied. Ihr gemeinsa-
mes Ziel besteht darin, Hacker:innen 
keine Chance zu geben – und damit 
auch demokratische Strukturen zu 
stärken.

Die Cloud spielt dabei eine entschei-
dende Rolle, wenn Organisationen 
ihre Infrastruktur vor Cyberangriffen 
schützen wollen.

Vom Digitalverband bitkom3 wurde 
im Mai 2023 veröffentlicht, dass die 
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SICHERHEIT UND SOUVERÄNITÄT 
SIND ZWEI SEITEN EINER MEDAILLE

Guido Massfeller  
Direktor öffentliche Auftraggeber bei Google Cloud

1	 BSI Lagebericht
2	 https://about.google/intl/ALL_de/stories/demokratie-schuetzen/
3 	 https://www.bitkom.org/Presse/Presseinformation/Cloud-Report-2023-Nutzung-rasant-zunehmen

https://about.google/intl/ALL_de/stories/demokratie-schuetzen/
https://www.bitkom.org/Presse/Presseinformation/Cloud-Report-2023-Nutzung-rasant-zunehmen
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Cloud-Nutzung rasant zunehmen 
wird. Und auf die Frage nach Cyber-
angriffen auf die Cloud-Umgebungen 
gab 1 Prozent  an, dass dadurch stär-
kere Störungen im Betriebsablauf ent-
standen sind. 26 Prozent sagten, dass 
Angriffe erfolgreich abgewendet wur-
den und 64 Prozent wurden gar nicht 
angegriffen. Eine Cloud-Umgebung ist 
also nicht per se vor Angriffen sicher, 
aber die Schutzmechanismen sind um 
ein Vielfaches höher als bei eigenen, 
internen Versuchen,die IT zu schützen.

Diese Herausforderungen nimmt Goo-
gle Cloud den Kunden ab. Hunderte 
Expert:innen erweitern die Plattform 
fortlaufend um neue Funktionen, die 
einen immer besseren Schutz bieten. 
Die Innovationsgeschwindigkeit ist 
dadurch sehr hoch. Jedes Sicherheits-
update, das den Kunden zur Verfügung 
gestellt wird, umfasst Wissen aus einer 

Bedrohung, einer Schwachstelle oder 
einer neuen Angriffstechnik. Dadurch 
besitzt die Cloud eine Art digitales Im-
munsystem. Kunden profitieren auch 
von Skalierungseffekten: Die Kosten, 
die sie für die Sicherheit ihrer Infra-
struktur und ihrer Daten investieren 
müssen, sinken. Gleichzeitig werden 
die Sicherheitsstandards, die sie hierfür 
erhalten, immer höher. 

Dazu nimmt Google die Bedenken 
rund um das Thema ›Digitale Sou-
veränität‹ sehr ernst und hat spezielle 
Produkte entwickelt, die diese Beden-
ken und das Sicherheitsbedürfnis der 
öffentlichen Kunden adressieren: Die 
Sovereign Cloud. Das erste Sover-
eign-Cloud-Produkt, das 2022 auf den 
Markt gebracht wurde, heißt Sovereign 
Controls und garantiert, dass Daten 
nur in Deutschland gespeichert und 
verschlüsselt werden und nicht in ande-

re Länder verschoben werden können. 
Die Schlüssel werden dabei außerhalb 
der Google-Infrastruktur gespeichert. 
Da Google auf Open Cloud und Open 
Source setzt, gibt es natürlich auch 
Möglichkeiten, Workloads auf andere 
Plattformen zu migrieren, wie es die 
DVC-Strategie vorsieht.

Sicherheit und Souveränität gehören 
für Google zusammen. Wenn durch 
einen Hackerangriff Daten verloren 
gehen, gibt es keine Souveränität mehr. 
Und wenn Sie nicht souverän agieren 
können, ist es schwierig, die eigene 
Sicherheit zu garantieren. Das zuneh-
mende Vertrauen, dass die Nutzer:in-
nen Cloud‑Lösungen entgegenbrin-
gen, treibt den Übergang in die Cloud 
voran. Und das führt letztlich zu noch 
größerer Sicherheit für alle - und hilft 
damit auch digitale Souveränität zu fes-
tigen.

© Joe Waldron im Auftrag für Google Germany GmbH

Aktuelle 
Ausgabe Magazin
AUFBRUCH unter

ABOUT.GOOGLE/
INTL/ALL_DE/
STORIES/AUF-

BRUCH

https://about.google/intl/ALL_de/stories/aufbruch/
https://about.google/intl/ALL_de/stories/aufbruch/
https://about.google/intl/ALL_de/stories/aufbruch/
https://about.google/intl/ALL_de/stories/aufbruch/
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Seit der Veröffentlichung von 
ChatGPT, einem sprach- und 
textbasierten Chatbot, am 30. 

November 2022 führen wir eine an-
dere Diskussion rund um die Themen 
Automation und Künstliche Intelli-
genz (KI). Expertinnen und Exper-
ten, wie etwa Sascha Lobo sprechen 
in diesem Zusammenhang sogar vom 
iPhone-Moment der Künstlichen In-
telligenz. Die Veränderung, die daraus 
entstehen könnte, ist aktuell nur grob 
ab- und einschätzen. Aber wir sollten 
davon ausgehen, dass sie ähnlich dis-
ruptiv werden dürfte wie es die Indus-
trialisierung gewesen ist. 

ChatGPT zeigt eindrucksvoll, wie ein 
neues Instrument von jetzt auf gleich 
überall alltagstauglich eingesetzt wer-
den kann. Dieser Entwicklung sollten 
wir nicht mit Angst oder Panik be-
gegnen. Dies ist aktuell auch nicht zu 
beobachten. Vielmehr sollten wir der 
Kraft dieser neuen Möglichkeiten mit 
Respekt und einem systematischen 
Vorgehen begegnen. Allerdings ist 
auch das aktuell nicht zu erkennen.

Diese Entwicklung ist insgesamt er-
staunlich, führen wir uns vor Augen, 
dass ohne den Einsatz von Automati-
on und KI kommunale Zukunft nicht 
mehr ernsthaft zu gestalten ist. Gerade 
der Arbeits- und Fachkräftemangel ist 
eine der größten Herausforderungen 
und bedroht die kommunale Leis-

tungsfähigkeit schon jetzt in erheb-
lichem Maß. In kurzer Zeit werden 
Kommunen ihre Arbeit mit nur noch 
der Hälfte des Personalkörpers be-
wältigen müssen. Das heißt, es gilt ab 
sofort alle technologischen und orga-
nisatorischen Potenziale konsequent 
und mutig zu heben. Mit Blick auf das 
Thema Automation und KI ergeben 
sich dabei unterschiedliche Fragen.

1.	Wo können durch den Einsatz von 
Automation und KI bereits kurz-
fristig Produktivitätssteigerungen 
erzielt werden?

2.	Welche Prozesse werden durch 
Automation und KI mittelfristig 
ersetzt werden können?

3.	Welche neuen Kompetenzen müs-
sen in Kommunen mit Blick auf 
den wirksamen Einsatz von Auto-
mation und KI aufgebaut werden?

SYSTEMATISCHE PROZESS- 
BETRACHTUNG NOTWENDIG

Wenn ohne den Einsatz von KI kei-
ne kommunale Zukunft zu machen 
ist, liegt es insbesondere bei den ers-
ten beiden Fragen auf der Hand, dass 
ohne eine systematische Prozessbe-
trachtung weder eine wirksame Au-
tomation noch eine wirksame KI zu 
machen ist. Eine systematische Vor-
gehensweise bedeutet allerdings auch, 

Chancen und Risiken gleichermaßen 
zu betrachten. Folgende KGSt-Emp-
fehlungen erleichtern den „Start“:

1.	Prozesse systematisch 
in den Blick nehmen. 

Grundlage dafür ist ein örtlicher Pro-
zesskatalog. Dieser kann auf Grundla-
ge des KGSt®-Prozesskatalogs erstellt 
werden. Der KGSt®-Prozesskatalog 
liefert einen organisationsunabhängi-
gen Überblick über die kommunalen 
Produkte, Leistungen und Prozesse 
und unterstützt als umfassender Ord-
nungsrahmen das kommunale Pro-
zessmanagement. Anhand der nach 
Produkten gegliederten Aufstellung 
lassen sich mit wenig Aufwand Pro-
zessübersichten erstellen, welche als 
Grundlage für die Identifizierung, bei-
spielsweise  von KI-relevanten Prozes-
sen innerhalb einer Organisationsein-
heit genutzt werden kann.  Die KGSt 
empfiehlt hierzu aus dem nachstehen-
den Kriterien-Set örtlich relevante Kri-
terien auszuwählen:
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Vertreter des Vorstandes und Bereichsleiter bei der KGSt
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2.	Nicht zu Beginn die Prozesse 
in den Blick nehmen, die einen 
Ermessens- und Beurteilungs-
spielraum für Verwaltungsent-
scheidungen vorsehen. 

Hilfreich sind „Quick Wins“ und Pro-
zesse, in denen KI bereits sehr nieder-
schwellig im Sinne der Nutzerinnen 
und Nutzer zum Einsatz kommen 
kann. Ein Beispiel ist die Aufbereitung 
von Entscheidungsgrundlagen. Um 
den Weg für mehr Automation und KI 
zu ebnen, sollte in diesem Zusammen-
hang auch das örtliche Satzungsrecht 
modernisiert werden und nur dann Er-
messens- und Beurteilungsspielräume 
vorsehen, wenn es sie wirklich braucht.

3.	Die Teilprozessebene  
in den Blick nehmen. 

Um Rationalisierungspotenzial durch 
den Einsatz von KI zu heben, muss 
nicht zwingend ein kompletter Pro-
zess von Anfang bis Ende betrachtet 
werden. Ein Beispiel ist die KI-gestütz-

te Vorab-Prüfung von Anträgen. Häu-
fig ist es einfacher und auch zielfüh-
render, zunächst einzelne Teilprozesse 
zu analysieren und so einen Prozess 
stufenweise durch KI zu unterstützen. 
Gegebenenfalls lassen sich daraus auf 
der Basis von wiederkehrenden Teil-
prozessen „generisch“ Muster erken-
nen, die in mehrere Prozesse über-
nommen werden können. Dies würde 
das Wirkungspotenzial entsprechend 
vervielfachen.

4.	Die EU-Risikoklassen 
berücksichtigen. 

Ein Großteil der KI-Systeme fällt in 
die EU-Risikoklasse 1 und ist damit 
vollkommen unkritisch einsetzbar. 
Der Schwerpunkt beim Einsatz von KI 
sollte gerade zu Beginn auf den Risiko-
klassen 1 und 2 liegen, da hier die ge-
ringsten Anforderungen bestehen. Bei 
der Klasse 1 gibt es beispielsweise kei-
ne Verpflichtungen und bei der Klasse 
2 „nur“ die Transparenzverpflichtung. 
Die EU-Risikoklasse 3 ist eine Ausbau-

stufe und muss umfangreiche Anfor-
derungen erfüllen wie beispielsweise 
Konformitätsprüfungen.

5.	Auditierte und etablierte  
KI-Systeme einsetzen. 

Grundsätzlich empfiehlt die KGSt, 
KI-Systeme auch mit eigenen Daten 
zu trainieren und dies, auch bei ex-
terner Begleitung, eng zu steuern. So 
kann das fachliche Knowhow in der 
Kommune optimal in Trainingspro-
zesse eingebunden werden. Die Be-
schaffung von KI-Systemen erfolgt 
entweder per Ausschreibung und 
Einkauf oder in Eigenentwicklung. 
Beim Einkauf externer Lösungen soll-
te darauf geachtet werden, dass diese 
auditiert und möglichst auch etabliert 
beziehungsweise stark verprobt sind. 
Bundesweit einheitliche Standards 
und Zertifizierungen, gerade auch mit 
Blick auf die EU-Risikoklassen, wür-
den den Einkaufsprozess für Kom-
munalverwaltungen vereinfachen und 
risikoärmer gestalten.

Fallzahl: Je häufiger der Prozess 
abläuft, desto höher ist seine 
KI-Tauglichkeit

Datenstruktur: Je mehr struktu-
rierte Daten im Prozess  vorliegen, 
desto einfacher kann eine KI 
eingesetzt werden

Datenqualität: Je höher die vor-
handene Datenqualität ist, desto 
höher ist die Erfolgswahrschein-
lichkeit eines KI-Projektes

Datenzugriff: Wenn viele im 
Prozess notwendige Daten nur 
indirekt durch eine Kommune 
abgerufen werden können, sinkt 
die KI-Tauglichkeit des Prozesses

VORHANDENE
 DATENBASIS

Prozessvarianten: Je weniger 
Prozessvarianten der Prozess hat, 
desto eher eignet er sich gerade 
für den Einstieg in das Thema KI

Fehlerquote: Je mehr Fehler 
im analogen Prozess bzw. nicht 
KI-gestützten Prozess vorkom-
men, desto eher sollte über einen 
KI-Einsatz nachgedacht werden

Standardisierung: Je höher 
der Standardisierungsgrad des 
Prozesses ist, desto höher ist sein 
KI-Nutzen

KOMPLEXITÄT EINES 
PROZESSES

Ermessensspielraum: Je weni-
ger Ermessensspielraum es gibt, 
desto eindeutigere Entscheidun-
gen können mit Hilfe von KI gefällt 
werden.

Beratungs- und  
Kommunikationsintensität: Je 
weniger Interaktion zwischen Ver-
waltung und Kund:innen notwen-
dig ist, desto mehr eignet sich der 
Prozess für einen KI-Einsatz

NOTWENDIGKEIT 
MENSCHLICHER 

INTERAKTION
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Die Bedeutung der Ernährung auf dem Weg zu klimage-
rechten Städten und Gemeinden wird immer deutlicher. 
Eine entscheidende Rolle kommt dabei der lokalen Er-
nährungswirtschaft zu, welche alle Bereiche von land-
wirtschaftlicher Produktion über Verarbeitung, Logistik 
und Vertrieb bis hin zu Konsum von Lebensmitteln und 
Verwertung von Abfällen umfasst. Zu ihr gehören auch 
unterstützende Funktionen wie Regulierung, Finanzie-
rung, sowie Aus- und Weiterbildung, welche u.a. von 
Kommunalverwaltungen erfüllt werden. Doch welche 
kommunalen Instrumente gibt es bereits, um die lokale 
Ernährungswirtschaft nachhaltig zu gestalten?

Antworten auf diese Frage gibt der neue Praxisleitfaden 
"Kommunale Instrumente für die nachhaltige Ernäh-
rungswirtschaft" von Dr. David Sipple und Prof. Dr. Ar-
nim Wiek. Der Leitfaden dokumentiert 15 angewandte 
kommunale Instrumente zur nachhaltigen Gestaltung 
der lokalen Ernährungswirtschaft. Er richtet sich insbe-
sondere an Personen, die sich in Kommunalverwaltun-
gen mit den Themen Wirtschaftsförderung, Klimaschutz 
und/oder Stadtentwicklung beschäftigen. Er bietet kon-
krete Beispiele und Anregungen, wie die lokale Ernäh-
rungswirtschaft nachhaltig gestaltet werden kann.

„Der Leitfaden wurde an der Universität Freiburg im Rah-
men des Forschungsprojektes KERNiG erarbeitet und ist 
das Ergebnis umfangreicher Recherchen und Befragungen 
von Expert*innen“, berichtet Dr. David Sipple, einer der 
Co-Autoren des Praxisleitfadens und Projektkoordinator 
des vom BMBF geförderten KERNiG-Projekts. Die Er-
gebnisse wurden im Rahmen eines Workshops in Frei-
burg im Jahr 2022 in Kooperation mit dem Deutschen 
Städte- und Gemeindebund (DStGB) und dem Städtetag 
Baden-Württemberg der Praxis vorgestellt und durch 
diese validiert.

"Die globalen Klima- und Versorgungskrisen verdeutlichen, 
dass Ernährung zu einem zentralen Bestandteil kommuna-
ler Strategien und Aktivitäten auf dem Weg zu nachhaltigen 
und klimagerechten Städten und Gemeinden werden muss", 

betont Prof. Dr. Arnim Wiek, als weiterer Co-Autor des 
Praxisleitfadens, der an der Arizona State University in 
den USA und an der Universität Freiburg zur nachhalti-
gen Ernährungswirtschaft forscht und lehrt. "Wir hoffen, 
dass dieser Leitfaden dazu beiträgt, Städte und Gemeinden 
im deutschsprachigen Raum zu motivieren, die Förderung 
der lokalen nachhaltigen Ernährungswirtschaft auf ihre 
Agenda zu setzen und dabei von den Erfahrungen anderer 
zu lernen.“

Der Praxisleitfaden "Kommunale Instrumente für eine 
nachhaltige Ernährungswirtschaft" ist ab sofort verfüg-
bar und kann kostenlos über die Universität Freiburg her-
untergeladen werden.

Für Rückfragen und Anregungen stehen die beiden Au-
toren des Leitfadens gerne zur Verfügung: David Sipple 
(david.sipple@envgov.uni-freiburg.de) und Arnim Wiek 
(arnim.wiek@asu.edu)

Weiterführende Infos außerdem unter: Projekt KERNiG – 
Kommunale Ernährungssysteme als Schlüssel zu einer um-
fassend-integrativen Nachhaltigkeitsgovernance

M E L D U N G 
PRAXISLEITFADEN
 "Kommunale Instrumente für die nachhaltige Ernährungswirtschaft" 

Kommunale Instrumente 

für die nachhaltige  

Ernährungswirtschaft

DAVID SIPPLE, ARNIM WIEK

Kommunale Instrumente 

für die nachhaltige  

Ernährungswirtschaft

DAVID SIPPLE, ARNIM WIEK
Kommunale Instrumente 

für die nachhaltige  

Ernährungswirtschaft

DAVID SIPPLE, ARNIM WIEK
Kommunale Instrumente 
für die nachhaltige  
Ernährungswirtschaft

DAVID SIPPLE, ARNIM WIEK

https://freidok.uni-freiburg.de/data/235345
https://freidok.uni-freiburg.de/data/235345
mailto:david.sipple%40envgov.uni-freiburg.de?subject=Stadt%20und%20Gemeinde%20digital%2003/23
mailto:arnim.wiek%40asu.edu?subject=Stadt%20und%20Gemeinde%20digital%2003/23
https://www.envgov.uni-freiburg.de/de/prof-envgov/forschung/kernig-projekt/wissenskernig
https://www.envgov.uni-freiburg.de/de/prof-envgov/forschung/kernig-projekt/wissenskernig
https://www.envgov.uni-freiburg.de/de/prof-envgov/forschung/kernig-projekt/wissenskernig
https://freidok.uni-freiburg.de/data/235345
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Künstliche Intelligenz (KI) ent-
wickelt sich zu einer Schlüs-
seltechnologie für die digitale 

Transformation von Wirtschaft und 
Gesellschaft. Insbesondere die Ende 
letzten Jahres einer breiten Öffentlich-
keit zugänglich gemachten sprachmo-
dellbasierten KI-Anwendungen, die 
in der Lage sind, natürliche Sprache 
zu verstehen und nahezu fehlerfreie 
Texte zu generieren, bieten vielfältige 
Einsatzmöglichkeiten für Kommu-
nen. Ob es um die Verbesserung der 
Kommunikation mit Bürgerinnen 
und Bürgern, die Automatisierung 
von Verwaltungsprozessen oder die 
Generierung neuer Erkenntnisse aus 
Daten geht - KI wird Kommunen da-
bei unterstützen, effizienter, transpa-
renter und bürgernäher zu werden. 

Die neue Technologie ist niedrig-
schwellig verfügbar, die Basismodelle 
können mit eigenen Daten weiter trai-
niert und das Verhalten der KI durch 
natürlichsprachliche Vorgaben ge-
steuert werden. Mit unterstützenden 
“Kopiloten“ wird sie als jederzeit ver-
fügbare Assistenz im Büroalltag bald 
selbstverständlich sein: Automati-
sches Protokollieren von Besprechun-
gen inklusive Aufgabenverfolgung, 
Übersetzen von Behördendeutsch in 

einfache Sprache, Zusammenfassen 
umfangreicher Texte, qualitativ hoch-
wertige Chat-Kommunikation mit 
Bürgerinnen und Bürgern rund um 
die Uhr, Erstellen von Berichten und 
vieles mehr. Die schier unendlichen 
Anwendungsfelder lassen sich gerade 
erst erahnen. 

KI WIRD DIE ARBEITSWELT 
VERÄNDERN

Klar ist: Die Arbeitswelt wird sich 
verändern, auch in der Kommunal-
verwaltung. 

	 Der Verwaltungsnachwuchs wird 
die Attraktivität des Arbeitsplatzes 
auch an der vorhandenen KI-Un-
terstützung bewerten.
	 Die Wirtschaft wird die Effizienz-
vorteile künstlicher Intelligenz als 
Maßstab für Schnelligkeit und Ein-
fachheit auch an die Zusammenar-
beit mit der Verwaltung anlegen. 
	 Die Politik wird die personelle und 
finanzielle Ausstattung der Verwal-
tung mit Blick auf mehr Effizienz 
und Effektivität durch KI-Einsatz 
gestalten. 
	 Und auch die Bürgerinnen und 
Bürger werden verstehen und 
erwarten, dass die Verwaltung nun 

mit Hilfe von KI einfacher, service-
orientierter und rund um die Uhr 
erreichbar sein kann.   

Kurzum: Der Digitalisierungs- und 
Modernisierungsdruck auf die Ver-
waltung nimmt deutlich zu. 

Um das Potenzial der künstlichen In-
telligenz voll ausschöpfen zu können, 
müssen jedoch einige Voraussetzun-
gen erfüllt sein. 

	Dateninfrastruktur: Erforderlich 
ist ein umfassendes Datenma-
nagement in der Organisation, 
das Qualität, Verfügbarkeit und 
Sicherheit der Daten gewährleis-
tet. Das Fragmentieren und „Ver-
stecken“ von Daten in „Silos“ muss 
der Vergangenheit angehören und 
der Nutzen von Daten muss in den 
Vordergrund rücken.

	Digitale Kompetenzen: Die Ein-
führung von KI erfordert, dass 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
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ein grundlegendes Verständnis 
von KI und ihren Anwendungen 
haben und lernen, mit einer KI als 
„Kopilot“ zu arbeiten.

	Technische Infrastruktur: Mo-
derne IT-Infrastrukturen und 
cloudbasierte Plattformen sind un-
erlässlich, um die Rechenleistung 
und Skalierbarkeit bereitzustellen, 
die für sprachmodellbasierte KI 
und ihr weiteres Training für die 
Verwaltung erforderlich sind und 
um die KI-Kopiloten in der Büro-
kommunikationsplattform zu er-
möglichen. 

	Regulatorischer Rahmen: Be-
stehende Regelungen zum Da-
tenschutz und zur IT-Sicherheit 
sind zu beachten, die EU arbeitet 
darüber hinaus an einer Regelung 
für Systeme mit künstlicher Intel-
ligenz, die insbesondere Vorgaben 
für KI-Anwendungen mit hohem 
Risiko machen wird. 

	Strategie und Führung: Die Ver-
waltung sollte eine klare Strategie 
und Richtung für den Einsatz von 
KI nach innen und nach außen ha-
ben. Dies muss von der Führungse-
bene unterstützt und gefördert wer-
den.

	Kooperation und Partnerschaf-
ten: Die Zusammenarbeit mit an-
deren Verwaltungen, der Wissen-
schaft, der Zivilgesellschaft und 
anderen externen Partnern kann 
der Verwaltung helfen, notwendige 
Konzepte, Fähigkeiten und Lösun-
gen zu entwickeln.

	Veränderungsmanagement: Wie 
bei jeder technologischen Innovati-
on kann es auch bei der Einführung 
von KI zu Widerständen kommen, 
insbesondere wenn tiefgreifende 
Veränderungen der Arbeitsweisen 
und -prozesse zu erwarten sind. 
Ein effektives Veränderungsma-
nagement in Zusammenarbeit mit 

der Personalvertretung kann dazu 
beitragen, Bedenken auszuräumen 
und die Akzeptanz zu erhöhen.

KI-Ethik und Verantwortung: Es ist 
wichtig, ethische Aspekte und Grund-
werte zu berücksichtigen, um einen 
verantwortungsvollen Einsatz von 
KI-Systemen zu gewährleisten. Als Ori-
entierung kann das Rahmenwerk „Res-
ponsible AI“ von Microsoft dienen, das 
Prinzipien, Ziele, Empfehlungen sowie 
Werkzeuge und Vorlagen aus langjäh-
riger Erfahrung in der Entwicklung 
vertrauenswürdiger KI enthält und öf-
fentlich zugänglich ist. 
 
Künstliche Intelligenz bietet der Ver-
waltung auf allen Ebenen die Chance, 
dem Personalmangel zu begegnen und 
gleichzeitig ihre Aufgabenerfüllung im 
Bereich der Daseinsvorsorge auf ein 
neues Niveau zu heben. 

Es ist an der Zeit, 
diese Chancen zu nutzen. 
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Die Digitalisierung ist heute ein 
wichtiger Faktor in vielen Be-
reichen des Lebens, so auch 

für die öffentliche Verwaltung. Doch 
sie birgt dabei Risiken hinsichtlich 
der Privatsphäre und der Datensicher-
heit. In diesem Zusammenhang sind 
Fragen des Datenschutzes und der 
Datensouveränität der Bürgerinnen 
und Bürger von entscheidender Be-
deutung. 

Datensouveränität bedeutet ganz ein-
fach, dass jede und jeder Einzelne die 
Kontrolle über ihre eigenen Daten hat 
und selbst über ihre Verwendung ent-
scheiden kann. Es geht darum, den 
Schutz persönlicher Daten zu gewähr-
leisten und sicherzustellen, dass jede 
und jeder die Freiheit hat, über ihre 
und seine Daten zu verfügen. Daten-
souveränität ist ein wichtiger Faktor, 
um die Risiken der Digitalisierung zu 
minimieren und die Kontrolle über 
persönliche Daten zu behalten. Damit 
persönliche Daten nicht ohne Zustim-
mung der Betroffenen gesammelt und 
genutzt werden und es nicht zu einer 
Verletzung der Privatsphäre und sogar 
zu Identitätsdiebstahl kommt, müs-
sen die Bürgerinnen und Bürger ihre 
Datensouveränität wahrnehmen und 
sich aktiv für den Schutz ihrer per-

sönlichen Daten einsetzen. Dazu ge-
hören sowohl Datenschutzrichtlinien, 
Verschlüsselungstools und eine starke 
Datenschutzgesetzgebung.

Die öffentlichen Institutionen haben 
die Aufgabe, für ihre Bürgerinnen und 
Bürger die größtmögliche Zuverlässig-
keit zu gewährleisten, wenn personen-
bezogene Daten von der Bevölkerung 
verarbeitet werden. Die Verwaltung 
muss die Datenschutzrichtlinien ein-
fach einsehbar zur Verfügung stellen 
und darf die Daten nur für den vor-
gesehenen Zweck verwenden. Es ist 
ebenfalls die Aufgabe der öffentlichen 
Institutionen, die Bürgerinnen und 
Bürger über ihre rechtlichen Ansprü-
che und Verpflichtungen im Umgang 
mit ihren Daten zu informieren. Wenn 
Bürgerinnen und Bürger das Potential 
ihrer Datensouveränität wahrnehmen, 
kann eine digitale Welt geschaffen 
werden, in der jede und jeder ihre Frei-
heit und Privatsphäre wahren kann.

DIGITALISIERUNG BRAUCHT 
DEMOKRATISIERUNG

Im Zusammenhang mit der Digitali-
sierung ist die Demokratisierung es-
sentiell. Digitalisierung kann helfen, 
Informationen und Wissen zugäng-

licher zu machen und die öffentliche 
Teilhabe an Entscheidungsprozessen 
zu erweitern. Gleichzeitig besteht je-
doch die Gefahr, dass digitale Trans-
formation eine Vertiefung der Kluft 
zwischen denen, welche bereits über 
technisches Know-How verfügen, und 
denen, die dies nicht haben, bewirkt. 
Besonders die ältere Generation, in 
der fast zwei Drittel keinen digitalen 
Alltag lebt, muss mitgenommen wer-
den. Ebenso die Menschen, die nicht 
die Landessprache sprechen, dürfen in 
Transformationsprozessen nicht ver-
gessen werden.

Es ist daher wichtig, dass die öffent-
liche Verwaltung bei der Digitalisie-
rung eine inklusive und partizipative 
Herangehensweise verfolgt. Dies kann 
beispielsweise durch den Einsatz von 
Open-Source-Software und die Bereit-
stellung von nicht-personenbezogenen 
Daten auf Datenplattformen sowie die 
Förderung von digitaler Bildung aller 
Altersgruppen erreicht werden. Aber 
auch die Zusammenarbeit mit der Zi-
vilgesellschaft in Bürgerbeteiligungs-
prozessen kann dazu beitragen, dass 

SCHWERPUNKT DIGITALISIERUNG
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die Digitalisierung für alle zugänglich 
und nutzbar ist. So zeigt beispielsweise 
die isländische Hauptstadt Reykjavik 
einen funktionierenden Bürgerhaus-
halt, der es allen ermöglicht, online 
Projekte in der Nachbarschaft vorzu-
schlagen und im besten Fall auch um-
zusetzen. Indem die Bürgerinnen und 
Bürger ihre Wünsche und Anregun-
gen direkt an den Staat oder die Kom-
mune übermitteln können, sind sie am 
Prozess der digitalen Transformation 
beteiligt. Bei diesen Angeboten muss 
stets sichergestellt werden, dass die 
Daten, die dort hinterlassen werden, 
nicht kapitalisiert werden oder vom 
Staat ausgenutzt oder gar gegen die ei-
gene Bevölkerung verwendet werden.

EU DATA ACT KANN DATEN-
SOUVERÄNITÄT STÄRKEN

Auf europäischer Ebene steht aktuell 
im Zusammenhang mit der Digita-
lisierung der EU Data Act an. Dieser 
Gesetzesvorschlag der Europäischen 
Kommission zielt darauf ab, einerseits 
den Schutz personenbezogener Daten 
zu stärken und andererseits den Zu-
gang zu Daten für Unternehmen und 

Forschungseinrichtungen zu erleich-
tern. Der EU Data Act soll, längst über-
fällig, auch die Souveränität der EU bei 
der Verwaltung von sämtlichen Daten, 
das bedeutet personenbezogene und 
nicht-personenbezogene Daten, stär-
ken. Im Kern geht es also beispielswei-
se darum, dass eine Nutzerin über die 
Daten, die sie mit ihrem Smartphone 
sammelt, auch selbst entscheiden darf. 
Der EU Data Act hat also das Potential 
die Datensouveränität der Bürgerin-
nen und Bürger zu verstärken, voraus-
gesetzt, die einzelnen Nationalstaaten 
integrieren diesen Demokratie-för-
dernd. Das ist allerdings stark davon 
abhängig wie die Nationalstaaten die-
sen EU Data Act dann umsetzen.

Der EU Data Act und die Demokrati-
sierung können auf verschiedene Wei-
se miteinander verbunden werden. Er 
kann dazu beitragen, die Transparenz 
und die Verfügbarkeit von Daten zu er-
höhen, was wiederum die Demokrati-
sierung vorantreiben kann. Wenn Da-
ten für die Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht werden, können Bürgerinnen 
und Bürger informiertere Entschei-
dungen treffen und ihre Rechte wirk-

samer ausüben. Andererseits kann die 
Demokratisierung auch dazu beitra-
gen, den Data Act weiterzuentwickeln 
und die Implementierung nach den 
spezifischen Gegebenheiten der Na-
tionalstaaten zu optimieren. Wenn 
Bürgerinnen und Bürger aktiv an der 
Diskussion und Umsetzung von Da-
tenpolitik beteiligt sind, führt dies 
dazu, dass der Data Act besser auf ihre 
Bedürfnisse und Anliegen abgestimmt 
ist. Eine partizipative Herangehens-
weise gestaltet die Datenpolitik fairer, 
gerechter und demokratischer. Das 
Expertenwissen in der Bevölkerung 
kann und muss so als Potential ausge-
schöpft werden. Die Einbeziehung von 
Expertengruppen bringt fundiertes, 
aber bislang kaum genutztes Wissen 
in digitalpolitische Rahmensetzung 
ein, um maximalen Nutzen für die 
Implementierung und Gesetzgebung 
zu schaffen.

Kurz gesagt profitieren der Data Act 
und die Demokratisierung wenn ihre 
Beziehung wechselseitig ist. Durch 
diese Reziprozität können Daten fairer 
und demokratischer genutzt werden, 
um das Gemeinwohl zu fördern. 
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Steigende Anforderungen an die 
Verwaltungen in den Kommu-
nen und der sich immer stärker 

abzeichnende demografische Wan-
del machen es unabdingbar, Behör-
denprozesse durch den Einsatz von 
Softwarerobotern als virtuelle Mitar-
beiter zu digitalisieren und auf diese 
Weise schneller, effizienter und siche-
rer machen. 

Seit Inkrafttreten des Onlinezu-
gangsgesetzes (OZG) ist der Druck 
zur digitalen Transformation bei 
den Behörden in Gemeinden und 
Städten, aber auch in den Ländern 
und im Bund gewachsen. Gleichzei-
tig muss die öffentliche Verwaltung 
digitale Barrieren bei der Bedienung 
von internen und externen IT-An-
wendungen abbauen. Das schreiben 
das Behindertengleichstellungsgesetz 
(BGG) und die Barrierefreie-Infor-
mationstechnik-Verordnung (BITV 
2.0) vor. 

Voraussetzung dafür ist die intel-
ligente Automatisierung der Ver-
waltungsprozesse. Die Behörden in 

Deutschland haben erkannt, dass für 
sie eine Digitalisierung der Abläu-
fe unverzichtbar ist. Das belegt eine 
Studie des Forschungsinstituts Eco-
nomist Intelligence Unit (EIU) im 
Auftrag von UiPath. 

Doch Anspruch und Wirklichkeit 
klaffen auseinander. Laut dem aktu-
ellen E-Government-Monitor (2022) 
hakt es bei den deutschen Ämtern 
noch in puncto Automatisierung. Da-
bei ist das Ausfüllen von Papierfor-
mularen und die manuelle Eingabe 
und Übertragung von Daten aufwen-
dig und fehleranfällig und erfordert 
oft zeitraubende Abstimmungen via 
E-Mail oder Telefon. Das bedeutet 
Mehrarbeit für das Verwaltungsper-
sonal in den Behörden und verzögert 
die Bearbeitung von Anträgen in zum 
Teil unzumutbarer Art und Weise, 
wie sich beim Wohngeld-Plus beob-
achten lässt. 

Als größte Hürden bei der Automati-
sierung und Digitalisierung von Be-
hördendienstleistungen erweisen sich 
jedoch die heterogenen und zum Teil 

veralteten und nicht oder nur unzu-
reichend vernetzten IT-Anwendun-
gen und -Landschaften. Aber auch die 
Benutzerfreundlichkeit und Barrie-
refreiheit der internen IT-Lösungen 
und der Online-Bürgerservices, so 
vorhanden, lässt zu wünschen übrig. 

AUTOMATISIERUNG 
VERKÜRZT BEARBEITUNGS-
ZEITEN DRASTISCH

Hier könnten Softwareroboter helfen. 
Die digitalen Assistenten verknüpfen 
die vorhandenen Systeme miteinan-
der, integrieren Modelle für künst-
liche Intelligenz und maschinelles 
Lernen in die Arbeitsabläufe, stellen 
Barrierefreiheit her und automatisie-
ren Prozesse. Kurz gesagt, sie unter-
stützen die Behörden dabei, Abläufe 
zu vereinfachen und zu beschleuni-
gen und machen sie effizienter und 
transparenter – ein echter Mehrwert. 

Mithilfe der Roboter lassen sich 
Auskünfte und Bescheide zeitnah 
erstellen, während gleichzeitig die 
Mitarbeitenden in den Ämtern von 

SCHWERPUNKT DIGITALISIERUNG

AUTOMATISIERUNG 
UND VERNETZUNG
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Routinetätigkeiten entlastet werden, 
sodass ihnen mehr Zeit für die Belan-
ge der Bürgerinnen und Bürger bleibt. 
Durch die Prozessautomatisierung 
per Softwareroboter lassen sich auch 
Arbeitsrückstände zügig abbauen. 
Das trägt dazu bei, dass die Zufrie-
denheit mit behördlichen Dienstleis-
tungen und das Vertrauen in die öf-
fentliche Verwaltung steigt.

Wie das in der Praxis aussieht, ver-
deutlichen zwei Beispiele: Eine Groß-
stadt in Bayern bearbeitet Onlinean-
träge für das neue Wohngeld-Plus seit 
Kurzem automatisiert, um die stei-
genden Antragszahlen besser zu be-
wältigen. Ein Softwareroboter führt 
dabei die Arbeit der Sachbearbeite-
rinnen und -bearbeiter aus. Er ruft 
das E-Mail-Programm auf, liest die 
Grunddaten der Anträge aus, über-
trägt sie in die Fachsoftware und legt 
eine elektronische Akte an – und zwar 
ohne manuelle Zwischenschritte und 
deutlich schneller als ein Mensch. 

In einer anderen Behörde verkürzt 
eine intelligente Automatisierung 

der Einfachen Melderegisterauskunft 
(EMRA) die Bearbeitungszeit pro An-
trag von der Anfrage über die Abfrage 
der Daten im Melderegister bis hin 
zur Auskunft per E-Mail von zehn 
auf zwei Minuten. Damit spart die 
Behörde, aufs Jahr hochgerechnet, bei 
32.000 eingereichten Anfragen rund 
5.500 Stunden Arbeitszeit. 

PROZESSWISSEN SICHERN, 
RECHTSKONFORM ARBEITEN

Automatisierung sichert aber auch 
das intern vorhandene Prozesswis-
sen. Angesichts des demografischen 
Wandels ist das ein wichtiger Aspekt. 
Bis 2030 sollen dem öffentlichen Sek-
tor in Deutschland rund 840.000 
Fachkräfte fehlen, prognostiziert die 
Beratungsgesellschaft McKinsey. Will 
der öffentliche Dienst diese Perso-
nallücke verringern und neue Fach-
kräfte gewinnen, empfiehlt es sich, 
Arbeitsplätze mit moderner Automa-
tisierungstechnik auszustatten. 

Damit digitale Verwaltungsdienst-
leistungen jederzeit den rechtlichen 

Anforderungen und denen der Com-
pliance entsprechen, protokollieren 
und dokumentieren die eingesetzten 
Softwareroboter jeden Prozessschritt 
per Audit-Trail. Den Schutz und die 
Sicherheit personenbezogener Daten 
gewährleisten sie, indem sie die Daten 
identifizieren, analysieren und nach 
bestimmten Kriterien wie Datensen-
sibilität und Aufbewahrungsdauer 
klassifizieren. Im Zuge der periodi-
schen Datenbereinigung bringen die 
digitalen Assistenten die Systemdaten 
darüber hinaus regelbasiert auf den 
neuesten Stand und replizieren die 
Aktualisierungen über alle Systeme 
hinweg.

Allerdings ist eine Automatisierung 
mit Softwarerobotern unter Umstän-
den mit Veränderungen der Arbeits-
abläufe verbunden, etwa durch Neude-
finition und Optimierung. Das kann 
eine nicht zu unterschätzende Heraus-
forderung darstellen. Daher gehört es 
zu den sensiblen Aufgaben der Behör-
denleiter, die Sorgen der Beschäftigten 
vor Kontrollverlust von Beginn an ab-
zubauen und Vertrauen zu schaffen. 
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Kommunen sind mit der Um-
setzung der Digitalisierung auf 
verschiedenste Weise konfron-

tiert: Sei es im Rahmen des OZG oder 
im Kontext von Smart-City-Entwick-
lungen. Selten stehen ganzheitliche 
strategische Entwicklungen im Fokus 
der Überlegungen und im Zukunfts-
radar Digitale Kommune 2022 gab 
etwa die Hälfte der Kommunen an 
noch keine Digitalisierungsstrategie 
zu haben.1 

Im Rahmen des Modellprojektes 
„Smart Cities Smart Regions – Kom-
munale Digitalisierungsstrategien 
für Städtebau und Mobilität der Zu-
kunft“ des Bayerischen Staatsministe-
riums für Wohnen, Bau und Verkehr 
(StMB) erarbeiteten von 2021 bis 2023 
elf bayerische Städte und Gemeinden 
sowie interkommunale Zusammen-
schlüsse in ländlichen Gebieten ein 
neues Planungsinstrument: Das Inte-
grierte Digitale Entwicklungskonzept 
(IDEK). 

Das IDEK ist als ganzheitlicher Lö-
sungsansatz zu sehen, der in den Modell-
kommunen über verschiedene Fach- 
bereiche hinweg interdisziplinär und 
unter Einbeziehung der Bürgerinnen 
und Bürger entwickelt wurde und den 
teilnehmenden Modellkommunen zu- 
künftig als zentrales Planungs- und 
Steuerungsinstrument für die städ-
tebauliche und digitale Entwicklung 
dient. Dabei basiert das IDEK auf be-
währten Strukturen des integrierten 
städtebaulichen Entwicklungskonzep-
tes (ISEK). Im Rahmen des Modell-
vorhabens wurden neue Methoden 
und Bausteine erprobt und entwickelt, 
die für eine strategische, digitale und 
räumliche Planung notwendig sind. 

In einem ersten Schritt führten die 
Modellkommunen die Auftragsver-
gabe für die interdisziplinären Pla-
nungsteams durch. Die interdiszip-
linären Planungsteams setzten sich 
idealtypisch aus städtebaulichen Pla-
nungsbüros und Akteuren der Tech-

nologieberatung unter Federführung 
von der Fachdisziplin Städtebau/
Stadtplanung zusammen.

Von den elf geförderten Anträgen 
waren sechs Verbundvorhaben. Die 
elf Modellkommunen lassen sich in 
Großstädte (3) mit mehr als 150.000 
Einwohner, Mittelstädte (4) mit weni-
ger als 100.000 Einwohner und inter-
kommunale Verbünde (4) unterschei-
den. 

In Anlehnung an die Smart City 
Charta2 lag der Fokus im Rahmen des 
IDEK-Prozesses darauf, Möglichkei-
ten und Instrumente der Digitalisie-
rung zu nutzen, um raumbezogene 
Entwicklungsherausforderungen bes-
ser und effizienter meistern zu können 
– etwa im Hinblick auf Klimaanpas-
sung, soziale Teilhabe und Gerechtig-
keit oder hinsichtlich der Attraktivität 
als Wirtschaftsstandort. Ausgehend 
von einer umfassenden Bestandsauf-
nahme wurden Leitbilder und Ziele 
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1	 Zukunftsradar Digitale Kommune (Juni 2022), Seite 31, ISBN: 978-3-89-750240-6
	 Download verfügbar unter https://www.iit-berlin.de/publikation/zukunftsradar-digitale-kommune-3/ (zuletzt besucht am 25.05.2023)
2	  Download der Smart City Charta unter https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/sonderveroeffentlichungen/2017/smart-city-charta-de-eng.html (zuletzt geprüft am 25.05.2023)

https://www.iit-berlin.de/publikation/zukunftsradar-digitale-kommune-3/
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/sonderveroeffentlichungen/2017/smart-city-charta-de-eng.html
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erarbeitet sowie neue Handlungsop-
tionen insbesondere in den Bereichen 
der städtebaulichen Entwicklung, 
Stadterneuerung, Mobilität, Infra-
struktur, Energie und Partizipation. 
Das Finden und Anwenden von ge-
eigneten digitalen Werkzeugen bilde-
te dabei einen Schwerpunkt.

Die Erfahrungen in den Modellkom-
munen haben gezeigt, dass sich ein 
IDEK als Planungsinstrument neben 
beziehungsweise integriert in andere 
kommunale Planungsinstrumente oder 
zur Zusammenführung vorhandener 
Planungsinstrumente nutzen lässt.

Den Hauptunterschied zu einem 
ISEK-Prozess bildet die digitale Po-
tenzialabwägung. Sie ist ein Orien-
tierungs- und Abwägungsprozess 
zwischen digitalen und analogen Lö-
sungen für die Stadtentwicklung und 
Mobilität mit dem Ziel eine fundierte 

Entscheidungsgrundlage bei der Aus-
wahl und Ausgestaltung der Maßnah-
menideen zu erarbeiten.

Ein IDEK ist somit nicht nur ein Pla-
nungsinstrument, sondern auch ein 
Sensibilisierungswerkzeug, das ein 
gemeinsames Verständnis zu Digi-
talisierungsmaßnahmen und ihren 
Potentialen in Kommunen und in-
terkommunale Zusammenschlüsse 
bringt. Es kann fachbereichsübergrei-
fende Aktivitäten im Bereich der Di-
gitalisierung erzeugen und als Basis 
für die Entwicklung neuer Organi-
sationsstrukturen für die Umsetzung 
der Digitalisierung dienen.

Generell sollte in einer „Phase Null“ 
vor einer IDEK-Erstellung geklärt wer-
den, ob es sich eher um eine ganzheitli-
che Digitalisierungsstrategie oder um 
eine auf städtebauliche und räumliche 
Aspekte fokussierte Strategie handelt.

Vor diesem Hintergrund kann das 
IDEK als Instrument oder Initialpro-
jekt für einen laufenden agilen Ent-
wicklungsprozess verstanden werden, 
bei dem die Maßnahmen impulsge-
bend wirken. Aus Sicht der beteiligten 
Modellkommunen kann ein IDEK 
auch Anstoß sein für einen Diskurs mit 
der Stadtgesellschaft über räumlich-di-
gitale Bedarfe, da in ihm strategische 
Ziele raumspezifisch formuliert sind, 
das heißt zugeschnitten auf die Bedar-
fe vor Ort. Es ist als eine Ergänzung zu 
existierenden Handlungsraumkonzep-
ten, die digitale Aspekte nur begrenzt 
berücksichtigen und nicht ganzheitlich 
betrachten, zu sehen.

Basierend auf den Erfahrungen des 
Modellprojektes wurde für Kommu-
nen ein Leitfaden zur IDEK-Erstel-
lung entwickelt, der vom StMB on-
line bereitgestellt wird (https://www.
smartcitiessmartregions.bayern.de/). 

IDEK
 – das neue integrierte
digital-städtebauliche
Entwicklungskonzept

leben
bauen

bewegen

Wie unterscheidet sich  
das IDEK vom ISEK?

Mit dem IDEK wird das ISEK weiterentwickelt, um 
die Chancen der Digitalisierung nutzen zu können

Das IDEK ist ein Werkzeug, das die bewährten 
Handlungsfelder des integrierten städtebaulichen 
Entwicklungskonzepts (ISEK) um ein neues Handlungs-
feld „Digitalisierung“ ergänzt und Digitalisierung als 
Querschnittsthema in alle Schritte der Konzepterstellung 
integriert. Die ISEK-Prozessschritte werden durch die 
digitale Potenzialabwägung erweitert, mithilfe derer eine 
begründete Entscheidung zwischen dem Einsatz digitaler 
oder analoger Mittel erfolgt. So wird sichergestellt, dass 
digitale Lösungen nicht als Selbstzweck, sondern als 
bestmögliche Lösung für die Umsetzung der IDEK-Ziele 
gewählt werden.

Was ist ein IDEK?

Das IDEK als Digitalisierungsstrategie für die städte-
bauliche Entwicklung

Das IDEK ist ein neues Planungsinstrument, mit dem 
raumbezogene Herausforderungen unter Berücksich-
tigung digitaler Lösungsansätze gemeistert werden 
können. Neben den klassischen integrierten Entwick-
lungszielen werden auch auf den Raum zugeschnittene, 
strategische digitale Ziele formuliert. Zu deren Umsetzu-
ng werden außerdem Maßnahmen mit Digitalisierungs-
bezug erarbeitet. 1. Phase Null – Planung der Planung

Eine gute Vorbereitung erleichtert den Einstieg in den 
IDEK-Erarbeitungsprozess

Während der Phase Null bereiten sich die Verwaltungen 
auf die Ausschreibung und Vergabe des IDEKs vor und 
führen diese durch. Neben der teaminternen Organisation 
ist es wichtig, sich mit allen beteiligten Akteuren zu den 
übergeordneten Zielen und Mehrwerten des IDEKs zu 
verständigen. Es werden verwaltungsinterne Projekt- und 
Arbeitsstrukturen aufgebaut, mit denen Digitalisierung als 
Querschnittsthema abgebildet werden kann. Nach einem 
Kick-Off mit dem beauftragten interdisziplinären Planung-
steam sollten regelmäßige Treffen zwischen Auftragge-
ber/-in, weiteren beteiligten Akteuren und Dienstleister/-in 
angesetzt werden.

2. Digital-räumliche Bestandsanalyse

Ein gutes Verständnis des Ist-Zustands im Quartier bzw. 
der Gemeinde als Erfolgsfaktor für den IDEK-Prozess

Mit der digital-räumlichen Bestandsanalyse wird der akt-
uelle Entwicklungsstand eines klar abgegrenzten Gebiets 
als Ausgangspunkt für die Entwicklung von räumlichen und 
digitalen Zielen und Maßnahmen erfasst. 

Die digital-räumliche Bestandsanalyse betrachtet sowohl die 
klassischen Handlungsfelder eines integrierten städtebauli-
chen Entwicklungskonzepts als auch das neue Handlungs-
feld Digitalisierung. Zusätzlich werden aus langfristigen, 
gesamtgesellschaftlichen Entwicklungen räumliche Anpas-
sungsbedarfe abgeleitet.

IDEK-Leitfaden

Der Leitfaden zeigt den Weg zum IDEK Schritt für Schritt 
auf. Als Arbeitshilfe für Gemeinden und Planungsteams gibt 
er Hinweise, Tipps und Praxis-Beispiele für die erfolgreiche 
IDEK-Erstellung. 

3. Stärken-Schwächen-Chancen- 
Risiken-Analyse (SWOT-Analyse)

Die SWOT-Analyse als Methodik zur Erfassung und 
Bewertung des Ist-Zustands

In der räumlichen Planung wird die SWOT-Analyse (aus 
dem Englischen: Strengths (Stärken), Weaknesses 
(Schwächen), Opportunities (Chancen) und Threats 
(Risiken)) als Instrument zur Erfassung, Einordnung und 
Bewertung des Ist-Zustands eines Bezugsraums genutzt. 
Aus den Ergebnissen der SWOT-Analyse lassen sich 
Handlungsempfehlungen ableiten, die die Komplexität 
des Ist-Zustands auf zentrale Kernaussagen herunterbre-
chen. So wird der Schritt in die Leitbild- und Zielentwick-
lung erleichtert.

7. Monitoring und Fortschreibung

Die Umsetzung des IDEKs durch regelmäßige Über-
prüfung begleiten

An die Erarbeitungsphase des IDEKs schließt sich dessen 
Umsetzungsphase an. Das IDEK ist hier als Arbeitspapier 
für die Verwaltung zu verstehen, das auch während der 
Umsetzungsphase weiterentwickelt und in regelmäßigen 
Abständen angepasst werden sollte. Damit die Um-
setzung der IDEK-Maßnahmen und die Erreichung der im 
Leitbild verankerten Ziele gelingt, sollte die Phase durch 
ein Monitoring begleitet werden. Eine Fortschreibung des 
IDEKs sollte dann geschehen, wenn wesentliche Inhalte 
veraltet sind.

5. Digitale Potenzialabwägung

Mit der digitalen Potenzialabwägung neue digitale 
Lösungsansätze erkennen

Die digitale Potenzialabwägung ist ein Instrument, mit 
dem die Ziele aus der Leitbildentwicklung bzw. konkrete 
Maßnahmenvorschläge dahingehend geprüft werden, 
ob sie sich durch digitale oder durch analoge Lösungen 
effektiver (u.a. kostengünstiger und einfacher) umsetzen 
lassen. Ausgangspunkt dafür ist, dass die Nutzung 
digitaler Lösungen immer zweckorientiert erfolgen sollte. 
Als Abwägungsprozess für die Weiterentwicklung von 
Maßnahmenvorschlägen kann dieser Prozessschritt eng 
mit der Leitbild- und Ziel- sowie der Maßnahmenentwick-
lung verknüpft werden. Die während der vorangegangenen 
Prozessschritte gesammelten Maßnahmenvorschläge 
bilden eine erste Grundlage für die digitale Potenzialabwä-
gung, können aber im Zuge der Bearbeitung auch um neue 
Lösungsansätze erweitert werden.

6. Maßnahmen- und  
Finanzierungskonzept

Mit dem Maßnahmen- und Finanzierungskonzept wird 
die Umsetzung der finalen IDEK-Maßnahmen vorbe-
reitet

Mit der Erarbeitung des Maßnahmen- und Finanzi-
erungskonzepts werden die vorgefilterten Maßnahmen-
vorschläge zu finalen IDEK-Maßnahmen qualifiziert und 
ausformuliert. Außerdem können Maßnahmen identifi-
ziert werden, mit deren Umsetzung direkt im Anschluss 
an die IDEK-Entwicklung begonnen werden kann. Die 
einzelnen Maßnahmen werden mit Kosten hinterlegt.

4. Leitbild- und Zielentwicklung

Das IDEK-Leitbild als gemeinsame Zukunftsvision für 
die räumliche und digitale Entwicklung

Das Leitbild hat die Funktion, eine mittelfristige, über-
geordnete Zukunftsvision für einen Raum vorzuzeichnen. 
Durch die Formulierung von Zielvorgaben wird eine konk-
rete Orientierungshilfe für die Maßnahmenentwicklung 
und -umsetzung sowie die spätere Erfolgskontrolle im 
Rahmen des integrierten digital-städtebaulichen Entwick-
lungskonzepts (IDEK) geschaffen.

... für den vollständigen Leit-
faden einfach den QR-Code 
scannen!

Quelle: Bayerisches Staatsministerium 
für Wohnen, Bau und Verkehr (StMB)
© Design und Konzept: Büro Happold

https://www.smartcitiessmartregions.bayern.de/
https://www.smartcitiessmartregions.bayern.de/
https://www.smartcitiessmartregions.bayern.de/
https://www.smartcitiessmartregions.bayern.de/
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Das Themenfeld „Steuern & 
Zoll“ vermeldet im Rahmen 
der Umsetzung des Online-

zugangsgesetzes (OZG) einen wich-
tigen Meilenstein: Seit April können 
rund 3,9 Millionen Unternehmen 
sowie über 50.000 Steuerberatungen 
und Konzernsteuerabteilungen in 
Deutschland bei der Abgabe der Ge-
werbesteuererklärung mitteilen, ob 
sie den Gewerbesteuerbescheid in di-
gitaler Form erhalten wollen. Dies gilt 
ab dem Veranlagungszeitraum 2022. 

Die Mission klingt einfach: Unter-
nehmen und ihre Steuerberatungen 
wählen im Rahmen ihrer Gewerbe-
steuererklärung bei „Mein ELSTER“, 
dem Onlineportal der Steuerver-
waltungen, den sogenannten „elekt-
ronischen Zustellwunsch“ aus. Der 
Gewerbesteuerbescheid wird dann – 
wenn bei der zuständigen Kommune 
die technischen Voraussetzungen ab-
geschlossen sind – elektronisch in das 
Postfach von „Mein Unternehmens-
konto“, dem bundesweiten Unterneh-
mensportal auf Basis von ELSTER, 
zugestellt. 

Was so einfach klingt, ist technisch 
gesehen eine große Herausforderung. 
Das Umsetzungsprojekt „Kommuna-

les ELSTER“ im OZG-Themenfeld 
„Steuern & Zoll“ nahm sich dieser 
Herausforderung an. Unter der ge-
meinsamen Federführung des Hes-
sischen Ministeriums der Finanzen 
und des Bundesministeriums der Fi-
nanzen sowie unter Beteiligung aller 
16 Länder und zahlreicher Pilotkom-
munen entstand der „Digitale Gewer-
besteuerbescheid“. 

EINE OZG-LEISTUNG, DIE 
VIELES VERSPRICHT

Die Digitalisierung des Gewerbe-
steuerbescheids bringt viele Vortei-
le mit sich. Die Besonderheit: Der 
Digitale Gewerbesteuerbescheid ist 

menschen- und maschinenlesbar. 
Unternehmen und Steuerberatungen 
können den Bescheid direkt in die 
jeweilige Fach-Software einlesen und 
medienbruchfrei verarbeiten. Damit 
ermöglicht er im Vergleich zum Pa-
pierbescheid eine schnellere Bearbei-
tung und einen geringeren Aufwand 
in der Datenerfassung. 

Die elektronische Zustellung ist so 
rechtssicher wie der Postversand. Die 
digitale Erstellung und Zusendung 
verkürzen die verwaltungsinternen 
Prozesse und bieten einen Standort-
vorteil für die ortsansässigen Unter-
nehmen. Und sie sparen Papier: meh-
rere Millionen Blatt pro Jahr.

Der Digitale Gewerbesteuerbescheid 
wird im PDF-A3-Format mit einge-
bettetem XML versendet. Das XML 
ist bundesweit einheitlich und ergänzt 
die bislang rund 600 verschiedenen 
Formate der Gewerbesteuerbescheide. 
Der einheitliche Datensatz soll insbe-
sondere Unternehmen mit Standorten 

SCHWERPUNKT DIGITALISIERUNG

MEILENSTEIN BEI DER 
DIGITALISIERUNG DES 

GEWERBESTEUERBESCHEIDS

Dr. Anna Kindhäuser
Projektleiterin bei der ]init[ AG für digitale Kommunikation

Stefan Langer, Steuern National, 
Schwarz Gruppe, Neckarsulm: 
„Der Empfang des Digitalen 

Gewerbesteuerbescheids ermög-
licht uns erstmals die maschinelle 

Verarbeitung von deutschland-
weit zugestellten Gewerbe-

steuerbescheiden in unseren 
Steuersystemen, so dass wir die 
Qualität und die Verarbeitungs-
geschwindigkeit weiter erhöhen 

können. Das stärkt den Standort 
Deutschland.“
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in mehreren Kommunen sowie Steuer-
büros die Arbeit leichter machen.  

BEDEUTUNG 
FÜR KOMMUNEN 

Im Rahmen des OZG-Umsetzungs-
projekts sind bereits wichtige Vor-
arbeiten abgeschlossen. Dies um-
fasst zum einen die Ertüchtigung des 

KONSENS-Transportsystems „ELS-
TER-Transfer“ zur Belieferung der 
Kommunen mit den erforderlichen 
Daten für Erstellung und Bekanntgabe 
der Gewerbesteuerbescheide.

Aktuell testen rund 60 Pilotkommu-
nen in Deutschland den Digitalen 
Gewerbesteuerbescheid. Dazu müssen 
unter anderem ihre unterschiedlichen 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungs-
systeme (HKR) angepasst werden. 
Unternehmen und Steuerberatungen 
können aber bereits jetzt durch Aus-
wahl des elektronischen Zustellwun-
sches in Mein ELSTER ihr Interesse 
am digitalen Gewerbesteuerbescheid 
zeigen: Dann erhalten die zuständigen 
Kommunen und Finanzverwaltungen 
wertvolle Hinweise zur Nachfrage und 
können die Umstellung der Systeme 
entsprechend priorisieren. Bis dahin 
versenden Kommunen weiterhin den 
Gewerbesteuerbescheid wie gewohnt 
auf Papier.

Grundsätzlich stehen den Kommu-
nen alle Infrastrukturkomponen-
ten bereit für eine erfolgreiche und 
rechtssichere elektronische Bekannt-
gabe des digitalen Gewerbesteuerbe-
scheids – und damit auch für die Er-
füllung des Onlinezugangsgesetzes. 

Simon Fischbach und Ralph 
Hikade, Themenfeldfederführer 

Steuern & Zoll, HMdF: „Wir 
freuen uns über die erfolgreiche 

länderübergreifende Zusammen-
arbeit. Dieses gemeinsame Projekt 
zwischen dem Bundesministerium 

der Finanzen und dem Bundes-
ministerium des Innern und für 
Heimat, allen 16 Ländern und 
Kommunen ist schon jetzt eine 

Erfolgsgeschichte.“

Kendra Schöne, Finanzverwal-
tungsamt - Kommunale Steuern 

und Abgaben, Rostock: „Der 
Digitale Gewerbesteuerbescheid 

ermöglicht uns, den weite-
ren Ausbau unseres digitalen 

Angebots an unsere Bürger und 
Unternehmen und eine Ver-

besserung in der Qualität der 
Zustellung. Mit dem Versand des 
Digitalen Gewerbesteuerbescheids 

verringern wir gleichzeitig den 
Papierverbrauch und die Kosten 

für das Briefporto.“
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KOMMUNEN 
SIND JETZT GEFRAGT

Die letzten großen Schritte sind 
aktuell die Anbindung aller Kom-
munen an ELSTER-Transfer sowie 
die Ertüchtigung der kommunalen 
Fachverfahren im Hinblick auf die 
medienbruchfreie maschinelle Verar-
beitung der Daten. Geplant ist zudem 
ein neuer digitaler Standard für den 
Gewerbesteuerbescheid.

Trotz aller Anstrengungen wird es bei 
realistischer Betrachtung eine Weile 
dauern, bis alle 11.000 Kommunen 
den Umstieg auf ELSTER-Transfer 
und die Ertüchtigung ihrer Fachver-
fahren abgeschlossen haben – und der 
Gewerbesteuerbescheid im OZG-Rei-
fegrad 3 flächendeckend umgesetzt ist.

Kommunen, die noch im Jahr 2023 
den neuen Digitalen Gewerbesteu-

erbescheid bei sich einführen möch-
ten, erhalten daher Unterstützung 
aus dem Umsetzungsprojekt. Hier-
für wurden bereits zahlreiche Hil-
festellungen (Blaupause, FAQs für 
HKR-Systemanbieter, Lastenheft) 

erarbeitet. Diese findet man auf den 
Gewerbesteuer-Seiten von elster.
de sowie von esteuer.de. Auch die 
HKR-Hersteller werden nach und 
nach die Lösung für den produktiven 
Einsatz verfügbar machen.

Die Voraussetzungen sind erfüllt. 
Viele Kommunen sind bereits an ELS-
TER-Transfer angeschlossen. Zahlrei-
che Pilotkommunen sind aktuell in 
der Umsetzung. Jetzt gilt es, den Digi-
talen Gewerbesteuerbescheid flächen-
deckend einzuführen. Damit markiert 
die im April eingeführte Option des 
elektronischen Zustellwunsches den 
Startschuss einer Erfolgsgeschichte 
in der komplexen Verwaltungsdigita-
lisierung. Mit dem Digitalen Gewer-
besteuerbescheid wurde eine zent-
rale Lösung für eine EfA-Leistung 
quer über alle Verwaltungsebenen, 
vom Bund über die Länder bis hin zu 
den Kommunen, technologisch und 
rechtssicher zur Verfügung gestellt. 

SCHWERPUNKT DIGITALISIERUNG

WAS IST 
ELSTER-TRANSFER (ETR)?

Bei ELSTER-Transfer handelt es 
sich, vereinfacht gesagt, um einen 
digitalen Postboten, der Steuerinfor-
mationen zur Verfügung stellt oder 
annimmt – automatisiert und sicher.
ELSTER-Transfer dient der Da-
tenübermittlung von einer Or-
ganisation zur Finanzverwaltung 
und umgekehrt. ELSTER-Transfer 
dient auch der Bereitstellung von 
Mitteilungen und Bescheiden für 
Anwender.

https://www.elster.de/elsterweb/info-
seite/elstertransfer_hilfe

Mehr zu technischen Grundlagen, 
Hilfestellungen, Anleitungen im 
Rahmen des Digitalen Gewerbesteu-
erbescheids findet man unter:
https://www.elster.de/elsterweb/info-
seite/digitaler_gewerbesteuerbescheid

http://esteuer.de/#gewerbesteuer

Kontakt Themenfeld Steuern & Zoll: 
tf-sz@ozg-umsetzung.de 

Katja Kahnt, Sächsischer Städ-
te- und Gemeindetag, Dresden: 
„Die neue Lösung des Digitalen 
Gewerbesteuerbescheids ist ein 

wesentlicher Baustein hin zu einem 
volldigitalen Steuer(veranlagungs)
prozess nicht nur in der Verwal-
tung, sondern auch bei Steuer-

pflichtigen und Steuerberatern. Die 
Verkürzung von Durchlaufzeiten 
in der Verwaltung, in diesem Fall 
insbesondere durch Einsparungen 
von Druck-, Kuvertier- und Ver-

sandzeiten, kommt den Städte- und 
Gemeinden möglicherweise auch 
unter dem Aspekt des Fachkräfte-

mangels zugute.“

 F
ot

o:
 ©

 A
do

be
St

oc
k_

 ip
uw

ad
ol

 

https://www.elster.de/elsterweb/infoseite/elstertransfer_hilfe
https://www.elster.de/elsterweb/infoseite/elstertransfer_hilfe
https://www.elster.de/elsterweb/infoseite/digitaler_gewerbesteuerbescheid
https://www.elster.de/elsterweb/infoseite/digitaler_gewerbesteuerbescheid
http://esteuer.de/#gewerbesteuer 
mailto:tf-sz%40ozg-umsetzung.de%20%20?subject=
https://www.verbandsgemeindeweissenthurm.de/


 Stadt und Gemeinde 03/23   25

Verschwörungserzählungen 
über Wissenschaft und Me-
dizin oder Vorbehalte gegen 

neue Technologien nehmen zu. Für 
diese Narrative ist eine erstaunlich 
große Zahl an Menschen in Deutsch-
land offen. Bewegen sich Menschen zu 
lange und zu intensiv in diesen Kreise 
führt das bei einigen dazu, dass sie 
das Vertrauen in den Staat und seine 
Institutionen verlieren und sich radi-
kalisieren. Die Publizistin Katharina 
Nocun befasst sich seit vielen Jahren 
mit diesen Themen und hat bereits 
mehrere Bücher dazu veröffentlicht. 
Vor kurzem hat sie gemeinsam mit 

Pia Lamberty ihr neuestes Werk„Ge-
fährlicher Glaube“ veröffentlicht, das 
sich vor allem mit der Esoterik-Sze-
ne befasst. Im April war Nocun beim 
Deutschlandforum des Innovators 
Club zu Gast und spricht nun im 
exklusiven Gespräch mit „Stadt und 
Gemeinde digital“ über die Verbin-
dungen von Verschwörungsglauben 
und esoterischen Überzeugungen 
und daraus resultierende gefährliche 
Entwicklungen. 

Stadt und Gemeinde digital: Ihr neu-
estes Buch „Gefährlicher Glaube“ 
befasst sich unter anderem mit der 

Esoterikszene und den teilweise ex-
tremen Verschwörungstheorien, die 
dort zu finden sind. Vielen ist dieser 
Zusammenhang wahrscheinlich bis-
her nicht klar. Wie lange gibt es diese 
Tendenzen und wie zeigen sie sich? 

KATHARINA NOCUN: Der Zusam-
menhang ist bereits seit vielen Jahren 
zu beobachten. Menschen, die beim 
Thema Gesundheit auf esoterische Ver-
fahren wie zum Beispiel Handauflegen 
setzen, neigen im Schnitt stärker zum 
Verschwörungsglauben. Gerade beim 
Thema Impfen vermischt sich häufig 
Verschwörungsglaube mit esoterischen 

INTERVIEW

VIER FRAGEN AN KATHARINA NOCUN

„Es wäre ein Fehler, diese Milieus zu unterschätzen“

WISSENSCHAFT + MEDIZIN

 Katharina Maria Nocun, 
  Publizistin, Netzaktivistin und 
 ehemalige Politikerin 
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WISSENSCHAFT + MEDIZIN

Überzeugungen, etwa wenn behauptet 
wird, esoterische Präparate würden bei 
geimpften Menschen nicht mehr „rich-
tig“ wirken oder eine Immunisierung 
würde übersinnliche „Energien stören“ 
und eine angebliche „Pharmalobby“ 
würde das vertuschen wollen. Verschwö-
rungserzählungen über Wissenschaft 
und Medizin sind in der Esoterik-Sze-
ne sehr stark verbreitet und werden 
teilweise sogar als Verkaufsargument 
für zwielichtige Produkte eingesetzt. 
Auf den Bühnen von zahlreichen ver-
schwörungsideologischen Demos haben 
bekannte Esoteriker gesprochen und es 
gab sogar öffentlich abgehaltene Medit-
ationsrunden gegen Corona. Unter den 
Kandidierenden der verschwörungsi-
deologischen Partei „Die Basis“ finden 
sich zahlreiche Esoterik praktizierende 
Heilpraktiker. 

Stadt und Gemeinde digital: Bereits in 
ihren vorhergehenden Publikationen 
spielen diese Bewegungen eine Rolle. 
Widerstände gegen 5G sind nur eine 
Ausprägung. Ist diese Technikfeind-
lichkeit oder Fortschrittfeindlichkeit 
ein zentrales Narrativ? 

NOCUN: Oft spielt eine gewisse Sehn-
sucht nach einem guten und ursprüng-
lichen Leben eine Rolle. Die Vergangen-
heit wird dabei oft verklärt. Da wird 
beispielsweise bei Erkrankungen davon 
abgeraten einen Arzt zu konsultieren 
und stattdessen sollen Betroffene lie-
ber auf „altes Wissen“ setzen. Dass die 
durchschnittliche Lebenserwartung 
ohne die Vorzüge moderner Medizin 
viel niedriger war, wird einfach ausge-
blendet und Technik wird als „unnatür-

lich“ abgewertet. In Milieus der braunen 
Esoterik wird technischer und gesell-
schaftlicher Fortschritt zudem häufig 
mit dem Judentum in Verbindung ge-
bracht, da ist etwa die Rede von einer 
angeblich „verjudeten Schulmedizin“. 
Gerade beim Thema Funkstrahlung 
werden massiv Ängste geschürt. Die 
in der Schweiz bekannte Esoterikerin 
Christina von Dreien behauptet etwa, 
5G würde Emotionen beeinflussen. In 
verschwörungsideologischen Gruppen 
auf Telegram hieß es, 5G würde Corona 
auslösen. Auf Esoterik-Messen werden 
Produkte angeboten, die Schutz bieten 
sollen – vom Aufkleber fürs Smart-
phone über Kleidung mit eingewebten 
Silberfäden bis hin zu magischen Amu-
letten. Die derart geschürten Ängste 
können aber auch zu Gewalt führen. 
Während der Pandemie war in einigen 
Ländern eine Zunahme von Anschlä-
gen gegen Funkmasten zu beobachten. 
In Peru wurden sogar Mitarbeitende 
eines Telekommunikationsanbieter von 
Anwohnern als Geisel genommen, die 
mutmaßlich an eine große 5G-Coro-
na-Verschwörung glaubten.

Stadt und Gemeinde digital: Auch in 
den Kommunen zeigen sich die Aus-
wirkungen von Verschwörungstheo-
rien extrem, vor allem durch Beleidi-
gungen, Bedrohungen und teilweise 
gewalttätige Demonstrationen. Wie 
viele Menschen sind das und wie 
kann es gelingen, zumindest Teile von 
ihnen für den demokratischen Diskurs 
zurückzugewinnen?

NOCUN: Langzeitstudien gehen da-
von aus, dass zwischen einem Viertel 

und einem Drittel der Bevölkerung in 
Deutschland zumindest eine gewisse 
Offenheit für Verschwörungserzäh-
lungen aufweist. Doch nicht alle diese 
Menschen schließen sich einschlägigen 
Gruppierungen an oder sind in ihrem 
Glauben derart gefestigt, dass sie ihre 
Impfentscheidung davon abhängig ma-
chen würden. Die Überzeugung, dass 
alles durch bösartige Mächte im Hin-
tergrund gesteuert wird, entfaltet auf 
einige Menschen jedoch eine starke An-
ziehungskraft. Je länger Menschen sich 
in verschwörungsideologischen Milieus 
bewegen, desto mehr kommt es auch zu 
einem in sich geschlossenem Weltbild, 
in dem alle wichtigen Ereignisse in der 
Welt auf eine Verschwörung zurück-
geführt werden, deren Existenz dann 
auch nicht mehr hinterfragt wird. An 
einem solchen Punkt wird es extrem 
schwierig, sachlich mit Argumenten 
durchzudringen, weil solche Narrative 
Menschen die Illusion von Kontrolle 
und ein Gefühl der Aufwertung ver-
sprechen. Gerade offizielle Stellen oder 
Politikerinnen werden zudem häufig 
als Teil der Verschwörung gesehen und 
gelten als wenig vertrauenswürdig. Bei 
einer starken Radikalisierung kann ei-
gentlich oft nur noch das direkte Um-
feld durchdringen. Hier bräuchte es 
dringend mehr qualifizierte Beratungs-
angebote für Familien. 

Stadt und Gemeinde digital: Wie 
schätzen sie die weitere Entwicklung 
ein? Werden diese Phänomene wei-
ter zunehmen? Die Behörden gehen 
verstärkt gegen sogenannte Reichs-
bürger vor. Ist die Gefahr damit ge-
bannt?
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NOCUN: Bei der Reichsbürger-Grup-
pe um Prinz Reuß zeigte sich einmal 
mehr, dass die Übergänge zwischen 
Esoterik, Verschwörungsglaube und 
rechtsextremer Ideologie fließend sein 
können. Gerade Reichsbürger wurden 
lange Zeit in der öffentlichen Debatte 
verharmlost, nach dem Motto: „Wer an 
derart abgedrehte Sachen glaubt, den 
kann man nicht ernst nehmen.“ Doch 
wir müssen uns klar machen, dass vie-
le rechtsextreme Attentäter der letzten 
Jahre an sehr abwegige Verschwö-
rungserzählungen geglaubt haben. 
Der Attentäter von Oslo dachte etwa, 
er sei ein Nachfolger der sagenumwo-

benen Tempelritter. Unter denjenigen, 
die im Januar 2021 gewaltsam ins 
US-Kapitol eingedrungen sind, waren 
auch QAnon-Fans, die meinten, Po-
litiker würden Kinder entführen und 
aus ihrem Blut ein Verjüngungsserum 
gewinnen. Verschwörungserzählungen 
können als eine Art Radikalisierungs-
beschleuniger wirken. Das Gewalt-
potential der Szene ist nach wie vor 
enorm. Gerade weil das Mobilisie-
rungspotential für Demonstrationen 
vielerorts drastisch zurückgegangen ist, 
erscheint Gewalt für Teile der beson-
ders stark radikalisierten Anhänger-
schaft als vermeintlich letzte Option. 

Die stark überzeichneten Feindbilder, 
die in diesen Geschichten transportiert 
werden, werden genutzt, um Gewalt 
als „Notwehr“ umzudeuten. Es wäre 
meiner Meinung nach ein Fehler, die 
Gefahr dieses Milieus zu unterschät-
zen.

Gefährlicher Glaube: Die radikale 
Gedankenwelt der Esoterik
Pia Lamberty und Katharina Nocun 
ISBN: 978-3-86995-111-9, 22,- €, 
Erschienen bei Quadriga

Jetzt Mitglied werden!

Gemeinsam möchten wir das Bewusstsein für die
vielfältigen Potenziale der Telemedizin wecken –
in den Organisationen der Gesundheitsversorgung,
inWissenschaft und Forschung sowie vor allem in der Politik.

Austausch über Best-Practice-
Lösungen
In unserenArbeitsgruppen
vertiefen wir verschiedene
Themen und arbeiten
gemeinsam an Lösungen zu
bestehenden Barrieren.

Politische Meinungs-/
Bildung
Wir kommentieren
Gesetzesvorhaben, geben
Stellungnahmen zu aktuellen
Themen ab und entwickeln
Positionspapiere zu den
Themen, die uns und unseren
Mitgliedern wichtig sind.

Wissenstransfer und
Veranstaltungsmanagement
Wir informieren über
(inter)nationale Entwicklungen
derTelemedizin, Neuigkeiten
aus Politik,Wissenschaft,
Wirtschaft und bringen die
Akteur:innen der Branche auf
unseren Kongressen zusammen.

Mitwirken in
Forschungsvorhaben
Wir bringen uns in die
Gestaltung der digitalen
Gesundheitsversorgung ein und
gehören damit zu den
Schrittmachern.

www.dgtelemed.de

TELEMEDIZIN FÜR
DEUTSCHLAND
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Bildung und digitale Kompeten-
zen sind insbesondere für älte-
re Menschen, um eine wichtige 

Voraussetzung aktiv am gesellschaft-
lichen Leben teilzunehmen. Jeder 
Mensch muss in der Lage sein, sich 
unabhängig und selbstbestimmt in 
einer digitalen Welt zurechtzufinden. 
Doch um digitale Werkzeuge und 
Medien nutzen zu können, bedarf es 
einem entsprechenden Kompetenz- 
erwerb. Einen wesentlichen Beitrag 
dazu kann das Gesundheitspräventi-
onsprogramm „Trittsicher in die Zu-
kunft“ leisten.  

DAS TELE-MODUL 
ALS TEIL DER NEUEN 
VERSORGUNGSSTRUKTUR

 „Trittsicher in die Zukunft“ setzt ge-
nau an dem Punkt an und ermöglicht 
Seniorinnen und Senioren das Erler-
nen digitaler Kompetenzen und den 
Umgang mit digitalen Medien. Insge-
samt setzt sich das Programm als Ziel, 
analoge sowie digitale Bewegungs-
kurse für Seniorinnen und Senioren 
in den Bundesländern Sachsen-An-
halt, Thüringen, Sachsen, Mecklen-
burg-Vorpommern und Brandenburg 

flächendeckend zu etablieren. Neben 
einem Konventionellen Modul, das 
Trainings in Gruppen vor Ort vor-
sieht, zeichnet sich das Programm 
durch eine neue Versorgungsstruk-
tur aus: Hier kommt das Tele-Modul 
zum Einsatz. Beide Module sehen 
neun Trainingseinheiten à 60 Minu-
ten vor. Die Kurse setzen sich primär 
aus Kraft- und Gleichgewichtsübun-
gen zusammen, mit denen die Senio-
rinnen und Senioren ihre körperliche 
Fitness verbessern und Stürze präven-
tiv vermeiden können.

Im Rahmen des Tele-Moduls werden 
die Kursteilnehmer:innen in den ers-
ten Stunden vor Ort intensiv in  die 
Funktionen der App und die Nut-
zung des Tablets eingeführt. Ziel ist 
die eigenständige Verwendung von 
App und Tablet zum Eigentraining 
zuhause. Die eigens für „Trittsicher“ 
entwickelte App enthält eine Reihe 
zielgerichteter Funktionen. Neben 
den Live-Trainings und Übungsvi-
deos sind ebenfalls Live-Demonstrati-
onen zu den Themen Ernährung und 
Sicherheit im Wohnumfeld verfügbar. 
Ein Kalender mit Trainingsterminen 
komplettiert die Applikation. Die 

Möglichkeit zur individuellen Nut-
zung der App hat das Potential, das 
Eigentraining deutlich zu verbessern. 
Gleichzeitig wird die Benutzerober-
fläche intuitiv und übersichtlich ge-
staltet, sodass keine Barrieren in der 
Handhabung entstehen. Kursteilneh-
mer:innen mit eigenem Tablet können 
dies für die Teilnahme verwenden. 
Für alle Übrigen werden Leihgeräte 
zur Verfügung gestellt. 

REGIONALKONFERENZEN 
ZUR VERNETZUNG: 
AUFTAKT IN MAGDEBURG

Um den Mehrwert dieser Kampag-
ne zu vermitteln, führt der Deutsche 
Städte- und Gemeindebund in Zu-
sammenarbeit mit der Sozialversi-
cherung für Landwirtschaft, Forsten 
und Gartenbau (SVLFG) und dem 
Robert-Bosch-Krankenhaus Stuttgart 
(RBK) Regionalkonferenzen durch.

Zur Auftaktveranstaltung am 05. Juni 
2023 kamen im Magdeburger Ratssaal 
rund 40 Vertreterinnen und Vertreter 
von Kommunen aus dem Umland so-
wie Multiplikatoren aus den Sektoren 
Gesundheit und Soziales zusammen. 

SCHWERPUNKT DIGITALISIERUNG

DIGITALE KOMPETENZEN MIT 
„TRITTSICHER IN DIE ZUKUNFT“ 

               ERLERNEN 
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Petra Grimm-Benne, Sozialminis-
terin von Sachsen-Anhalt, verwies 
in ihrem Eröffnungsvortrag auf die 
Dringlichkeit des Ausbaus präventiver 
Gesundheitsangebote in einer immer 
älter werdenden Gesellschaft und die 
bewegungsfreundliche Gestaltung der  
Kommunen. Den Herausforderungen 
des demografischen Wandels könne 
nur mit einem partnerschaftlichen 
Zusammenspiel aus Politik, Wissen-
schaft und Zivilgesellschaft begegnet 
werden, betonte die Ministerin. „In 
Sachsen-Anhalt wird einer gesunden 
körperlichen Aktivität im Rahmen 
von Gesundheitsförderung und Prä-
vention eine besondere Bedeutung 
beigemessen. Bewegung ist bis ins 
hohe Alter unverzichtbar für die Ge-
sundheitsförderung, beugt vielen 
Krankheiten vor und unterstützt psy-
chisches und körperliches Wohlbefin-
den.“, so Ministerin Grimm-Benne.

Kommunen können an dieser Stelle 
eine Schlüsselrolle einnehmen und 
den Wandlungsprozess aktiv mitge-
stalten. „Trittsicher in die Zukunft“ 
setzt genau dort mit dem Ziel an, 

durch ein flächendeckendes Angebot 
an Bewegungskursen auf die Bedürf-
nisse der Seniorinnen und Senio-
ren einzugehen. Die Projektleitung 
(SVLFG) stellte dem Teilnehmerkreis 
das Programm in der Theorie vor 
und verwies dabei insbesondere auf 
den Mehrwert, den Städte und Ge-
meinden aus der Umsetzung erzielen 
können. Sie fungieren für die Men-
schen vor Ort als Begegnungs- und 
Beratungsstätte und können sich als 
sorgende Institutionen etablieren. 
Gleichzeitig wird die Entstehung (in-
ter)kommunaler Netzwerke geför-
dert, die tragfähige Strukturen für die 
gewünschte flächendeckende Umset-
zung des Programms bilden. Für die 
Demonstration der Kursinhalte stell-
te das RBK, Leitung Telemedizin, die 
App-Anwendungen für die digitale 
Komponente der Kursgestaltung vor. 
Die Kursstruktur beinhaltet neben 
Trainings vor Ort die Möglichkeit, 
eigenständig und ohne Ortsbindung 
mit einem Tablet zu trainieren. Eine 
Trainingsapplikation sowie Tablets 
werden dafür leihweise bereitgestellt. 
Zusätzlich werden Kurse für die Be-

reiche Ernährung und Sicherheit im 
eigenen Wohnumfeld angeboten. Auf 
diese Weise sollen auch die digitalen 
Kompetenzen der Seniorinnen und 
Senioren langfristig gestärkt werden. 
In einem abschließend moderierten 
Podiumsgespräch diskutierten die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
über die Fragestellung, wie die Kom-
munen in Sachsen-Anhalt auch mit 
Blick auf den demografischen Wan-
del zukunftsfähig gestaltet werden 
können und was es dafür seitens der 
Lokal-, Regional- und Landespolitik 
braucht. Konsens bestand darüber, 
dass insbesondere in Zeiten des Wan-
dels starke Kommunen als Anker-
punkte fungieren. 
	
Im Kern muss bei der Schaffung pass-
genauer Angebote zielgerichtet auf 
die Bedürfnisse jeder Generation ein-
gegangen werden. „Trittsicher in die 
Zukunft“ hat das Potenzial, doppelt 
zu wirken: das Programm stärkt lo-
kale Netzwerke und dient gleichsam 
als funktionale Bereicherung für die 
Lebenswelt von Seniorinnen und Se-
nioren. 

TERMINE 
DER REGIONALVERANSTALTUNGEN IN SACH-
SEN-ANHALT 

Zur Konferenz in Merseburg am 20.06.2023 erwarten wir den Landes-
geschäftsführer des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt Bern-
ward Küper. Unmittelbar nach den Sommerferien folgt am 17.08.2023 die 
Regionalkonferenz in Quedlinburg, gefolgt von der Veranstaltung in Stendal 
am 22.08.2023. Die vorerst letzte Konferenz in Sachsen-Anhalt findet am 
29.08.3023 in Dessau-Roßlau statt.

Kontakt: Projektreferentinnen
Sina Schiffer | Runa Buchenberger

Sina Schi�er
Projektreferentin

 sina.schi�er@dstgb.de

DStGB GmbH
Marienstraße 6 | 12207 Berlin
Tel.: +49 30 77307-119
www.dstgb.de

20.06.2023 MERSEBURG
17.08.2023 QUEDLINBURG
22.08.2023 STENDAL
29.08.2023 DESSAU-ROßLAU

mailto:sina.schiffer%40dstgb.de?subject=TRITTSICHER%20Veranstaltungen
mailto:runa.buchenberger%40dstgb.de?subject=TRITTSICHER%20Veranstaltungen
https://www.dstgb.de/themen/soziales/pflege-und-seniorenpolitik/aktuelles/trittsicher-in-die-zukunft-startet/
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Der Fachkräftemangel ist heut-
zutage in fast allen Branchen 
präsent, den öffentlichen Sek-

tor trifft er erwiesenermaßen jedoch 
am härtesten. Laut verschiedener Stu-
dien sind aktuell über 300.000 Stellen 
in der öffentlichen Verwaltung un-
besetzt - diese Zahl soll bis zum Jahr 
2030 auf über 840.000 steigen. Daher 
herrscht jetzt schon ein Konkur-
renzkampf öffentlicher Arbeitgeber 
um die ohnehin knapp gewordenen 
Fachkräfte und Talente.   

Diese besorgniserregende Entwick-
lung ist auch Anlass für die öffentliche 
Verwaltung, im Bereich Personalrec-
ruiting neue Methoden zu erproben.
Ein junges deutsches Start-up möchte 
sich der akuten Herausforderung des 
Fachkräftemangels im öffentlichen 
Sektor annehmen – und setzt dabei 
auf die Schaffung von Synergien zwi-
schen Kommunen und die Nutzung 
künstlicher Intelligenz. 

Das Prinzip ist denkbar einfach: Öf-
fentliche Arbeitgeber schalten ihre 
Stellenanzeigen parallel zum gewohn-
ten, öffentlichem Ausschreibungsver-

fahren auch auf der Online-Plattform 
Smart City Jobs und schöpfen für die 
Besetzung dieser Stellen aus einem 
zentralen Talentpool von wechsel-
willigen Fachkräften und Talenten, 
die sich für einen Job im öffentlichen 
Sektor interessieren. 

Diese Personen können ihren Le-
benslauf hochladen oder ihr Linke-
dIn Profil verwenden, um ein Bewer-
bungsprofil bei Smart City Jobs zu 
erstellen. Eine künstliche Intelligenz 
schlägt das jeweilige Bewerbungs-
profil dann öffentlichen Arbeitge-
bern mit den hierzu passenden Stel-
lenanzeigen automatisch vor. Somit 
wird Fachkräften und Talenten eine 
attraktive und niedrigschwellige An-
laufstelle für Jobs aus dem öffentli-
chen Sektor geboten. Der Smart City 
Jobs-Talentpool umfasst bereits über 
100.000 Fachkräfte vieler Branchen-
schwerpunkte aus ganz Deutschland.

MEHRWERT FÜR STÄDTE 
UND GEMEINDEN

Bei dieser Methode profitieren Kom-
munen, Städte und die Vielzahl ande-

rer öffentlicher Arbeitgeber erstmals 
im Personalrecruiting gegenseitig 
voneinander. Denn: jede Stellenan-
zeige auf Smart City Jobs zieht mehr 
Bewerberinnen und Bewerber auf 
die Plattform, die unter Einwilligung 
ihre bewerbungsrelevanten Daten 
DSGVO-konform dort speichern las-
sen können. Wenn keine Einstellung 
erfolgt, stehen diese Bewerberinnen 
und Bewerber zunächst anonymisiert 
für die Stellenanzeigen aller weiteren 
öffentlichen Arbeitgeber auf der Platt-
form zur Verfügung. 

Die Personalgewinnung für öffentli-
che Arbeitgeber aus diesem Talent-
pool erfolgt weder manuell noch ist 
sie zeitaufwändig. Im Gegenteil: Die 
künstliche Intelligenz gleicht die hin-
terlegten Anforderungen der Stellen-
anzeige mit den Bewerberprofilen im 
Talentpool ab und schlägt  in Sekun-
denschnelle die zu der spezifischen 
Stellenanzeige passenden Fachkräf-
te und Talente anonymisiert vor. So 
müssen diese nicht wochenlang auf 
eingehende Bewerbungen warten, 
sondern starten den Recruiting-Pro-
zess ab der Stellenschaltung sofort mit 
einer Vielzahl an inhaltlich passenden 
Kandidatinnen und Kandidaten. Das 
kompetenzbasierte Vorschlagswesen 
der künstlichen Intelligenz richtet 
sich dabei nach dem Prinzip der Dis-
kriminierungsfreiheit und der Bes-
tenauslese im Auswahlverfahren nach 
Art. 33 Abs. 2 des Grundgesetzes.

Smart City Jobs bietet sich somit 
Kommunen, Städten, Kreisen und 
Anstalten des öffentlichen Rechts als 
additives Tool für die Personalgewin-
nung an. Es schafft Synergien in der 
Personalgewinnung öffentlicher Ar-

SCHWERPUNKT DIGITALISIERUNG

JOB- UND TALENTPOOL 
FÜR DEN ÖFFENTLICHEN SEKTOR 
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Arbeitsplätze, Verkehrsinfrastruktur, Bildungs- und Betreu-
ungseinrichtungen, medizinische Versorgung und Freizeitan-
gebote gehören zu den wesentlichen Faktoren, die eine hohe 
Lebensqualität in Städten und Gemeinden ausmachen – und 
alles im besten Fall in unmittelbarer Nähe. Dies gilt ebenso 
für wohnortnahe Einkaufsmöglichkeiten. Eine leistungsstar-
ke Infrastruktur und eine gute Erreichbarkeit des Lebensmit-
teleinzelhandels ist bis heute ausschlaggebend für die Stand-
ortattraktivität einer Kommune. Der demografische Wandel 
und die fortschreitende Urbanisierung verstärken den Hand-
lungsdruck vor Ort.

Wo liegen dabei die Herausforderungen für die Städte und 
Gemeinden bis zur Errichtung eines erfolgreichen Nahver-

sorgungskonzeptes? Wie können soziale, städtebauliche und 
ökonomische Faktoren in Einklang gebracht werden? Wie 
lassen sich Entscheidungs- und Planungsprozesse möglichst 
effizient gestalten? Diese und weitere Fragen greift eine kos-
tenlose Veranstaltungsreihe unter dem Titel „Mittendrin und 
gut versorgt“ des Deutschen Städte und Gemeindebundes in 
Kooperation mit Lidl auf. Diese Veranstaltungen richten sich 
an Oberbürgermeister, Bürgermeister und Entscheidungsträ-
ger aus Städten, Gemeinden und Landkreisen. Insgesamt wer-
den - auf ganz Deutschland verteilt - 6 Regionalkonferenzen 
stattfinden, bei denen diese Themen diskutiert werden. Die 
ersten beiden Konferenzen werden in der zweiten Jahreshälfte 
in Nordrhein-Westfalen und Bayern stattfinden.

M E L D U N G | V E R A N S TA LT U N G E N
MITTENDRIN UND GUT VERSORGT
DStGB-Kampagne geht an den Start

beitgeber, verkürzt Suchzeiten nach 
passenden Fachkräften und Talenten 
signifikant und kann zusätzlich zu in 
den Verwaltungen bestehenden Pro-
zessen eingesetzt werden. 

BISHERIGE ENTWICKLUNG

Die Online-Plattform Smart City Jobs 
ist seit Ende letzten Jahres im Einsatz. 
Das neuartige Konzept zog in dieser 
kurzen Zeitspanne bereits viel Interes-
se sowie überregionale Aufmerksam-
keit auf sich. Bundesweit nutzen Groß-
städte, Kommunen und kommunale 
Unternehmen die Plattform bereits als 
Bestandteil der Personalgewinnung.

Zudem ist Smart City Jobs offizieller 
Karrierepartner der Smart Country 
Convention 2023, einer der größten 
Kongressmessen zu den Themen Ver-
waltungsdigitalisierung und Smart 
City. Auch in mehreren kommunalen 
Magazinen sowie im Kreise des Inno-
vators Club des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes fand das Konzept in 
den letzten Monaten Beachtung. 

Um die Reichweite der Stellenanzeige 
zu erhöhen und die Grenzen des Ta-
lentpools zu erweitern, sind im Ange-
bot außerdem Social Media Ads ent-
halten. Diese Werbeanzeigen werden 
in der Region des Arbeitsplatzes in 
verschiedenen sozialen Netzwerken 
geschaltet und bewerben zusätzlich 
die Stellenanzeige des öffentlichen 
Arbeitgebers sowie den Talentpool 
selbst. 

Für schwer zu besetzende Stellen bei 
den oft als „Mangelberufen“ beschrie-
benen Ingenieuren und IT-Fachkräf-
ten gibt es weitere Eskalationsstufen 
im Angebot von Smart City Jobs. Ge-
meint ist hiermit die Direktansprache 
von potentiellen Bewerberinnen und 
Bewerbern in sozialen Netzwerken. 
So können auch über die Grenzen des 
Talentpools hinweg passende Kandi- 
datinnen und Kandidaten identifi-
ziert und für einzelne Stellen begeis-
tert werden. Angebote können hier 
individuell zu der jeweiligen Stell-
beim Anbieter Smart City Jobs einge-
holt werden. 

WEITERE INFORMATIO-
NEN UND KONTAKTDATEN 
ZU SMART CITY JOBS: 

Für Fachkräfte und Talente: 
https://talente.smart-city-jobs.de/
Für öffentliche Arbeitgeber: 
https://www.smart-city-jobs.de/
 
Ansprechpartner: 
Laslo Wanger 
E-Mail: wanger@smart-city-jobs.de
Tel.: +49 (0) 431 / 64775-20

 Laslo Wanger, 
 Projektleiter des Start-ups 
 Smart City Jobs 

https://talente.smart-city-jobs.de/
https://www.smart-city-jobs.de/
mailto:wanger%40smart-city-jobs.de?subject=
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Weite Distanzen und feh-
lende Praxen – schauen 
wir in ländliche Regio-

nen, zeigt sich schnell ein wahrer 
Flickenteppich in der Gesundheits-
versorgung. Das Gesundheitssystem 
wird aktuell mehr denn je gefordert. 
Die zunehmend alternde Bevölke-
rung erhöht den Versorgungsbedarf. 
Gleichzeitig beobachten wir auf me-
dizinischer Seite einen steigenden 
Fachkräftemangel und immer größe-
re personelle Engpässe. Verschärft ist 
die Situation bereits jetzt in ländli-
chen Regionen. Probleme, denen sich 
in der Stadt mit dichter Besiedlung 
aktuell noch begegnen lässt, führen 
auf dem Land zu Unterversorgung 
und Versorgungsengpässen. In vielen 
Bereichen unterstützen stabile fami-
liäre Strukturen das Versorgungsni-

veau. Aber wie lange noch? Für die 
Zukunft werden wir nachhaltigere 
Lösungen und regionale Netzwerk-
strukturen benötigen.

Gekämpft wird aktuell an vielen 
Fronten: Fachkräfte werden aus dem 
Ausland angeworben und Ärztin-
nen und Ärzte aufs Land gelockt. 
Auch der Digitalisierung spricht 
man hohes Potenzial zu. Telemoni-
toring, Videosprechstunde, ärztliche 
Telekonsultationen – dass es ohne 
Telemedizin und anderen digita-
len Anwendungen langfristig nicht 
gehen wird, hat man mittlerweile 
auf diversen politischen Ebenen er-
kannt. So ist das Thema beispiels-
weise Bestandteil der Digitalstrategie 
des Bundesgesundheitsministeriums 
oder im Zukunftsvertrag der aktu-

ellen Landesregierung von Nord-
rhein-Westfalen. Die elektronische 
Patientenakte (ePA) soll bundesweit 
etabliert werden (bis 2025 sollen 80 
Prozent der Versicherten eine ePA 
nutzen), das e-Rezept endlich in den 
Praxen ankommen und auch Teleme-
dizin soll weiter ausgebaut werden. 
Dies sind nur wenige Beispiele der 
Digitalisierung, die einen Mehrwert 
für die Versorgung versprechen. Sie 
bedeuten Entlastung für die Praxen, 
geben der Behandlung Flexibilität bei 
gleichbleibender oder sogar höherer 
Qualität und versprechen den Pati-
entinnen und Patienten Sicherheit 
und Komfort. Gerade auf dem Land 
unumgänglich – schaut man auf den 
eingangs beschriebenen Versorgungs-
engpass, der uns in Zukunft erwarten 
wird.

KOMMUNALE GESUNDHEITSVORSORGE
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KOMMUNALE 
GESUNDHEITSVERSORGUNG 

STÄRKEN
Von Günter van Aalst Stv. Vorstandsvorsitzender DGTelemed, 

Chief Strategy Officer des Innovationszentrum Digitale Medizin (IZDM) der Uniklinik RWTH Aachen
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DIE KOMMUNE IST GEFRAGT 
– ES BRAUCHT REGIONALE 
VERSORGUNGSMODELLE

Doch bei aller Euphorie über die 
Möglichkeiten der Digitalisierung 
sollten wir eins nicht vergessen: Di-
gitalisierung heißt nicht, gewachsene 
analoge Behandlungs- und Versor-
gungsprozesse einfach nur zu digita-
lisieren. Für den Erfolg brauchen wir 
veränderte Formen der Zusammenar-
beit und die stärkere Vernetzung me-
dizinischen Handelns – schon allein 
um interdisziplinäres Know-how digi-
tal zu bündeln und leichter nutzbar zu 
machen. Regionale Versorgungsmo-
delle müssen zur Regel werden, damit 
der Nutzen von digitalen Modellen 
auch tatsächlich dort ankommt, wo er 
gebraucht wird. Die Mehrwerte liegen 
auf der Hand.

Unabhängig vom Wohnort sollte in 
Deutschland jeder und jede Person 
uneingeschränkten Zugang zu qua-
litativ hochwertiger Versorgung ha-
ben. Klar, Spitzenmedizin wird es 
immer in Zentren wie Unikliniken 
geben. Gemeint ist der Zugang zu 
Haus- und Fachärztinnen und -ärz-
ten. Gerade für chronisch Kranke, 
die engmaschig überwacht werden 
müssen, kann es sehr zeitaufwändig 
sein, wenn die Praxis zwei Stunden 
weit entfernt liegt. Eine engmaschige 
und kontinuierliche Überwachung 
ist absolut notwendig. Gerade auf 
dem Land sind die häufigen Arztbe-
suche eine hohe Belastung, zukünf-
tig fast unmöglich ohne den Einsatz 
von Telemedizin. Bei Patientinnen 
und Patienten mit fortgeschrittener 
Herzinsuffizienz vereinfacht Telemo-
nitoring schon heute die Versorgung. 
Patientinnen und Patienten können 
ihre Vitaldaten zu Hause messen und 
digital übermitteln. Die Konsequenz: 

sie müssen nicht mehr so häufig eine 
Praxis ansteuern, trotzdem erfolgt die 
Betreuung lückenlos. In Ernstfällen 
lässt sich schnell reagieren. Nicht nur 
dort, aber gerade auf dem Land, ein 
echter Gewinn, von dem hoffentlich 
bald auch andere Indikationen profi-
tieren.

LEISTUNGSERBRINGER 
STÄRKER VERNETZEN, 
PATIENTENORIENTIERT 
BEHANDELN

Um eine flächendeckende ambulante 
und stationäre Versorgung in Zukunft 
sicherzustellen und in der erforderli-
chen Qualität anzubieten, braucht es 
funktionierende Ergänzungen und 
Alternativen zur reinen Präsenzmedi-
zin. Sowohl zwischen den Sektoren als 
auch zwischen den Professionen kann 
die digital, vernetzte Versorgung das 
System entlasten. Telemedizin ist ein 
Baustein mit dem Potenzial, abseits 
der Ballungsgebiete eine qualitativ 
hochwertige Versorgung sicherzu-
stellen. Das weiß auch die Deutsche 
Gesellschaft für Telemedizin (DG-
Telemed), die schon seit vielen Jahren 
als Sprachrohr für die digital vernetz-
te Versorgung fungiert und für den 
flächendeckenden Ausbau eintritt. 
In unterschiedlichen Positionspapie-
ren konnte man die Bedeutung von 
Telemedizin, vernetzter Versorgung 
und auch kommunalen Gesundheits-
regionen herausarbeiten. So zum 
Beispiel im Oberbergischen Kreis in 
Nordrhein-Westfalen, wo man fest 
davon überzeugt ist, dass eine ver-
netzte Telemedizin die Versorgung 
langfristig unterstützen und sicher-
stellen kann. Im aktuell laufenden In-
novationsfondsprojekt „OBERBERG_
FAIRsorgt“ erprobt man eine digitale 
Kommunikationsplattform inklusive 
telemedizinisch integriertem Monito-
ring im Bereich der Pflege – mit sehr 

positiven Ergebnissen. Das Projekt 
möchte man gerne verstetigen.

Digitalisierung bietet Lösungen für 
eine bedarfsgerechte, ortsnahe und 
qualitätsorientierte Behandlung, bei 
der der Mensch im Mittelpunkt eines 
interdisziplinären und sektorenüber-
greifenden medizinischen Handelns 
steht. Diese Möglichkeiten müssen 
wir uns vor Augen führen, wenn wir 
etwas sorgenvoll auf die Entwicklung 
unseres Gesundheitssystems blicken. 
Nur gilt es auch danach zu handeln. 
Allein die Möglichkeiten zu kennen 
wird nicht ausreichen. Wir brauchen 
Strukturen, Gesetze und den Willen 
Digitalisierung in die Versorgung zu 
überführen. 

Die DGTelemed steht für weitere 
Informationen zur Verfügung 
und lädt zur Beteiligung ein. Die 
AG „Interdisziplinäre regionale 
Versorgungsnetzwerke“ fördert 
die Bedeutung telemedizinischer 
Netzwerkstrukturen. Weitere In-
formationen und die Möglichkeit 
zur Kontaktaufnahme unter 
ag-versorgungsnetzwerke@
dgtelemed.de

 Günter van Aalst, 
 Stv. Vorstandsvorsitzender DGTelemed 

mailto:ag-versorgungsnetzwerke%40dgtelemed.de?subject=
mailto:ag-versorgungsnetzwerke%40dgtelemed.de?subject=


34   Stadt und Gemeinde  03/23

© TARA Ingenieurbüro NordWest GmbH Co. KG

Spannungsgeladen ist der Vor-
schlag der EU-Kommission zur 
nachhaltigen Verwendung von 

Pestiziden, mit dem eine Reduzierung 
von Menge und Einsatz um 50 Prozent 
bis zum Jahr 2030 erreicht werden soll. 
Da die bisherige Richtlinie aus dem 
Jahr 2009 seitens der Mitgliedsstaaten 
teilweise nur unzureichend umgesetzt 
wurde, will die EU-Kommission nun 
mit dem schärferen Mittel einer Ver-
ordnung (= unmittelbar geltendes 
Gesetz) den Umweltschutzgedanken, 
den beschlossenen Green Deal und 
die Strategie „Vom Hof auf den Tisch“ 
voranbringen.

Der Vorschlag hat zu einem erbitter-
ten Streit zwischen den Vertretern 
der Landwirtschaft und des Wein-

baus sowie der Agrarindustrie ei-
nerseits und des Umweltschutzes 
andererseits geführt, der auch quer 
durch die Parlamente und Fraktio-
nen geht, je nachdem, ob man auf 
der Agrar- oder auf der Umweltseite 
seinen Handlungsschwerpunkt sieht. 
In Rheinland-Pfalz, Baden-Württem-
berg, und Sachsen-Anhalt haben sich 
insbesondere die Bauern- und Wein-
bauverbände medial stark bemerkbar 
gemacht. Sie finden die Unterstützung 
der Landwirtschafts- und Weinbau-
ministerien sowie der Landtage, wie 
aktuelle Debatten zeigen.

Der Kommissionsvorschlag ist sehr 
ehrgeizig und geht sicherlich in die 
richtige Richtung. Leider ist er in vie-
len Bereichen ungenau und dadurch 

zu Recht angreifbar. Seine konsequen-
te und baldige Umsetzung würde der-
zeit die landwirtschaftliche Produkti-
on massiv einschränken, wodurch die 
Ernährungssicherstellung der Bevöl-
kerung gefährdet werden könnte.

Zahlreiche, vor allem kleinere und 
mittlere EU-Mitgliedsstaaten fordern 
deshalb die Überarbeitung der Fol-
genabschätzung und eine genauere 
Definition und Verkleinerung der 
Schutzgebiete, in denen eine Redukti-
on des Pestizideinsatzes notwendig ist 
und durchgeführt werden sollte.

POSITION DES AdR

Heijo Höfer, der gemeinsam mit Dr. 
Eckhard Ruthemeyer (Bürgermeister 

UMWELTSCHUTZ

NACHHALTIGE 
PESTIZID-REDUKTION 
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der Stadt Soest) den Deutschen Städ-
te- und Gemeindebund  im Europäi-
schen Ausschuss der Regionen (AdR) 
vertritt, wurde vom AdR zum Bericht-
erstatter im Gesetzgebungsverfahren 
bestellt. Im Europäischen Parlament 
nimmt diese Aufgabe die vielen als 
Fernsehköchin bekannte Sarah Wie-
ner (Grüne/Österreich) wahr.

Zusammen mit dem Experten Prof. Dr. 
Ralf Schulz von der Rheinland-Pfälzi-
schen Technischen Universität Kai-
serslautern-Landau (RPTU) wurde 
eine Stellungnahme erarbeitet, die am 
15. März 2023 im AdR-Plenum mit 
großer Mehrheit verabschiedet wurde. 
Prof. Schulz weist darauf hin, dass die 
gesamte bisherige Diskussion an ei-
nem gravierenden Mangel leidet: Die 
Toxizität der eingesetzten Pflanzen-
schutzmittel wird zu wenig betrach-
tet und erforscht, es geht zu sehr um 
Menge und Gebiete beim Einsatz der 
Pestizide. Außerdem seien die bisheri-
gen Messmethoden nicht geeignet, die 
Beeinträchtigungen und die Auswir-

kungen zuverlässig zu messen, so dass 
auch 2030 auf dieser Grundlage keine 
Validierung der bis dahin erfolgten Re-
duktionsmaßnahmen erfolgen könne.

Dem Berichterstatter Heijo Höfer oblag 
es, dem AdR-Plenum eine Stellungnah-
me vorzulegen, die im weiteren Rechts-
setzungsverfahren zwischen EU-Kom- 
mission, den Mitgliedsstaaten und 
dem Europaparlament zu beraten 
und zu beachten ist. Das EU-Parla-
ment will voraussichtlich im Okto-
ber 2023 seine Entscheidung treffen. 
Es ist kein Geheimnis, dass die bei-
den Parlamentsausschüsse „Umwelt 
(ENVI)“ und „Landwirtschaft/Wein-
bau (AGRI)“ von einer Einigung un-
tereinander meilenweit entfernt sind 
und damit das Parlament noch keine 
gefestigte Position einnimmt. Umso 
intensiver wird auf die anderen am 
Gesetzgebungsverfahren beteiligten 
Institutionen geschaut, was diese zu 
sagen haben. Der Europäische Wirt-
schafts- und Sozialausschuss (EWSA), 
die große Schwester des kommunalen 

AdR, hat sich ebenfalls bereits einge-
bracht.

DISKUSSIONEN AUF 
EUROPÄISCHER EBENE

Zahlreiche Veranstaltungen, von de-
nen manche schnell als reine Lob-
byarbeit zu erkennen sind, finden der-
zeit statt, aber auch die Wissenschaft 
tauscht sich intensiv aus. Prof. Dr. Ralf 
Schulz (RPTU) merkte an, es sei offen-
sichtlich, dass auch Pestizide, die nur 
in geringer Menge eingesetzt würden, 
eine hochgiftige Wirkung entfalten 
könnten, wobei Cocktaileffekte und 
die Auswirkungen auf Menschen so-
wie Tier- und Insektenarten oft noch 
unbekannt seien.

Als Berichterstatter erhält man zahlrei-
che Einladungen und kann auch selbst 
aktiv auf Gesprächspartner zugehen. 
So wurde mit mehreren Europaab-
geordneten gesprochen oder an der 
Veranstaltung „Save bees and farmers“ 
teilgenommen, bei der Heijo Höfer 
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die Position des AdR ebenso erläutern 
durfte wie auf Initiative von MdEP 
Christine Schneider (EVP/Rhein-
land-Pfalz) beim European Food Fo-
rum. Hier traf sich ein hochkarätiges 
Panel, das sehr kontroverse Vorstel-
lungen hatte. Christine Schneider 
und Heijo Höfer waren vor ein paar 
Jahren noch gemeinsam im Landtag 
von Rheinland-Pfalz, dort auch im 
Ausschuss Landwirtschaft und Wein-
bau. Christine Schneider nimmt in der 
aktuellen Brüsseler Diskussion eine 
wichtige Rolle ein, weil sie zugleich im 
EU-Parlament die Erstellung der Stel-
lungnahme zur geplanten „Verordnung 
zur Wiederherstellung der Natur“ als 
Schattenberichterstatterin (= Koor-
dinatorin ihrer politischen Gruppe) 
betreut. Beide Stellungnahmen sind 
Konsequenzen aus dem von der EU 
beschlossenen NEW GREEN DEAL, 
bei dessen Umsetzung die EU-Kom-
mission stark aufs Tempo drückt.

Ein Weinbaupolitisches Gespräch, das 
ebenfalls auf Einladung von Christine 
Schneider stattfand, führte die Land-
wirtschaftsminister von Sachsen-An-
halt, Sven Schulze, und von Thü-
ringen, Susanna Karawanskij, sowie 
einige Europaabgeordnete mit Vertre-
tern des Deutschen Weinbauverban-
des (DWV), an der Spitze dessen Prä-
sident Klaus Schneider, zusammen. 
Es wurde eine Brüsseler Besonderheit 
deutlich: Die Abgrenzung der politi-
schen Farben ist auf europäischer Ebe-
ne weit weniger ausgeprägt als in den 
Landtagen oder im Bundestag.

Bei dieser Lobby-Veranstaltung wur-
de erkennbar, dass der künftige Weg 
für Weinbau und Landwirtschaft ein 
sehr langer und sehr steiniger sein 
wird. Unterstützung und Beratung, 
Schulung und Ermutigung, gesunde 
Alternativen und finanzielle Hilfen 
werden unbedingt gebraucht und 
müssen auch zur Verfügung gestellt 
werden. Denn sonst ist das von der 
EU angestrebte Ziel der Reduzierung 
der Pestizide um 50 Prozent in Menge 
und Risiken bis zum Jahr 2030 nicht 
zu erreichen. Langfristig soll der Pes-
tizideinsatz gänzlich obsolet werden 
(etwas, was sich der DWV und andere 
nicht vorstellen können).

Wissenschaftliche Studien machen 
Hoffnung: So hält das französische Na-
tionale Forschungsinstitut für Land- 
wirtschaft, Ernährung und Umwelt 
(INRAE)1 den Aufbau einer europäi-
schen Landwirtschaft ohne Pestizide 
bis zum Jahr 2050 für möglich – vo-
rausgesetzt, die nötigen Rahmenbe-
dingungen werden politisch, finanziell 
und wissenschaftlich geschaffen. Dies 
passt zur Forderung (von der Land-
wirtschaft begrüßt) in der Stellung-
nahme des AdR: Verbot der Ausfuhr 
von hier nicht mehr zugelassenen 
Pestiziden in Länder außerhalb der 
EU; Verbot der Einfuhr von Lebens-
mitteln, die mit hier nicht zugelasse-
nen Pestiziden behandelt wurden. Das 
bedeutet harte Gespräche in der Welt-
handelsorganisation (WTO).

Heijo Höfer hat seinen Stellungnah-

meentwurf im November 2022 und im 
Januar 2023 in der Fachkommission 
Natürliche Ressourcen (NAT) vorge-
stellt. Seit der AdR-Plenarentschei-
dung am 15. März 2023 ist die Stel-
lungnahme nun offiziell in der Welt.

ABSTIMMUNG DER GEMEIN-
SAMEN POSITION IM AdR

Im Beratungsverfahren wurden 90 
Änderungsanträge zum vom Bericht-
erstatter und seinem Experten for-
mulierten Text vorgelegt. Die aller-
meisten kamen aus Spanien, aus den 
Autonomen Gemeinschaften Valencia 
und Andalusien. Sie wandten sich ge-
gen die Korrektur der Messverfahren 
und der Indikatoren, weil damit den 
Bauern und Winzern vor Ort in zu 
kurzer Zeit neue Verfahren abverlangt 
würden. Man solle die bisherigen Me-
thoden bis zum Jahr 2030 beibehalten. 
Ähnlich argumentierte Österreich, 
dessen Vertreter außerdem betonten, 
dass die Weinbau-Steillagen, wie auch 
in Deutschland, erst durch Menschen-
hand so wertvoll geworden seien und 
von daher kein zusätzlicher Schutz 
durch Pestizidverbote erforderlich sei. 
Auch die beim Aufbringen der Pesti-
zide einzuhaltenden Schutzabstände 
sollten weiterhin gering (drei Meter) 
bleiben. 

Mit José Enrique MILLO ROCHER, 
andalusischer Staatssekretär, konnten 
in gutem Austausch viele Kompro-
misse gefunden werden. Auch wenn 
der Dreimeterabstand grundsätzlich 

UMWELTSCHUTZ

1	 Europäische pestizidfreie Landwirtschaft im Jahr 2050 | INRAE (Begriffsklärung)

https://www.inrae.fr/en/news/european-pesticide-free-agriculture-2050
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beibehalten wurde, fordert der AdR 
nun die Einhaltung einer 50 m-Zo-
ne zu Gebieten, die von gefährdeten 
Personen (beispielsweise schwange-
ren Frauen und Kindern) regelmäßig 
besucht werden. In erster Linie sind 
damit Kinderspielplätze gemeint.

Von den deutschen Bundesländern 
wurden keine Änderungsanträge ge-
stellt. Das ist verwunderlich, weil 
doch gerade der AdR vor dreißig Jah-
ren als das Sprachrohr ihrer Interes-
sen geschaffen wurde und von ihnen 
auch genutzt werden sollte.

Dazu passt, dass das Angebot, zwei 
Journalisten regionaler Tageszeitun-
gen auf Kosten des AdR mit zur Plen-
arsitzung nach Brüssel zu nehmen, 
von zwei großen rheinland-pfälzi-
schen Tageszeitungen dankend ab-
gelehnt wurde. Man werde von den 
Nachrichtenagenturen ausreichend 
versorgt.

Hinter die Kulissen zu schauen, Zu-
sammenhänge kennen und verstehen 
zu lernen, Hintergrundgespräche mit 
Menschen aus Kommission und Parla-
ment führen zu können, schlicht also, 
Erkenntnis zu gewinnen: Fehlanzeige. 
Auch die Nachberichterstattung war 
mäßig und verspätet. Hier befinden 
sich unsere deutschen Regionalzeitun-
gen mit ihren neuen Redaktionskon-
zepten auf einem gefährlichen Weg. 
Demgegenüber waren die spanischen, 
französischen und italienischen Zei-
tungen sofort dabei, ihre Bevölkerung 
umfassend zu unterrichten. 
Vorbildlich hingegen ist eine Initiati-
ve baden-württembergischer Bürger- 
meister vom Kaiserstuhl, die von ih-

ren Winzern auf die von der EU-Kom-
mission geplante neue Pestizid-Ver-
ordnung aufmerksam gemacht und 
um politische Unterstützung gebeten 
worden waren. Über Uwe Zimmer-
mann, Stellvertretender Hauptge-
schäftsführer des DStGB, wurde der 
Kontakt hergestellt und Heijo Höfer 
traf sich in einer Videokonferenz mit 
diesen Bürgermeistern. Dort wurden 
alle wichtigen Dinge besprochen, 
der Berichterstatter konnte über Zwi-
schenergebnisse und Hintergrün-
de informieren, vor allem, dass „in 
Brüssel“ das Thema bekannt sei und 
besprochen, ja sogar höchst kontro-
vers diskutiert werde. Und dass viele 
Mitgliedsstaaten die Kritik am (hand-
werklich nicht unbedingt gelunge-
nen) ersten Verordnungsentwurf der 
EU-Kommission teilen würden, was 
zu erheblichen Korrekturen seitens 
der Kommission führen werde. Am 
Schluss, etwa im letzten Quartal 2023, 

stehen die entscheidenden Trilog-Ge-
spräche zwischen Kommission, Rat 
und Parlament an.

Eine Prognose: Die Pestizidreduzie-
rung bis zum Jahr 2030 wird kom-
men. Rahmenbedingungen und Hil-
fen müssen noch geschaffen werden, 
die von der EU-Kommission vorge-
schlagenen Schutzgebiete werden si-
cherlich überarbeitet und reduziert. 
Die allgemeine Stimmung ist auf 
Seiten des Erhalts der Artenvielfalt, 
der Schaffung gesunder Produktions-
verhältnisse und will, dass eine gute, 
nachhaltige Landwirtschaft mit Wein- 
und Gemüseanbau in ihrer Existenz 
gesichert werden. Ein Beharren auf 
dem bisherigen Zustand wird keinen 
Erfolg haben. 
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Es ist ein guter Brauch des DStGB, 
dass er in seinem internationalen 
Geschäft seit Jahren einen direk-

ten persönlichen Kontakt mit denjeni-
gen Organisationen unterhält, mit de-
nen man freundschaftlich verbunden 
ist. Diese Kontakte gehen über die in 
Brüssel ständig anfallenden hinaus, 
sind aber natürlich ebenso wir diese 
dem Europäischen Projekt verpflich-
tet. Diese Tradition – man kann es 
durchaus so nennen – ist für den in-
teressierten Kommunalen im DStGB 
insofern zum Vorteil, da er einmal aus 
erster Hand etwas über die kommu-
nalpolitischen Probleme des jeweili-
gen Partners erfährt. Es entsteht im 
guten Fall so etwas wie ein „hochste-
hender“ interkommunaler Austausch 
von Erfahrungen. Nach Auffassung 
des Autors machen dabei beide Seiten 
fast immer die Erfahrung, dass im De-
tail die jeweils anliegenden Probleme 
unterschiedlich sind. Im Kern jedoch 
leiden und streiten die Kommunalpo-
litiker in der EU mit den jeweils höhe-
ren Instanzen immer an oder um ähn-
liches. In Italien ist es beispielsweise 
das Problem der (Mit-)Produktion 
von erneuerbaren Energien durch 
kommunale Stellen, in Rumänien der 
Umstand, dass die übergeordneten In-

stanzen das vom Zentralstaat zur Ver-
fügung gestellte Geld nicht immer wie 
gewünscht weiterreichen (in Deutsch-
land ironisch unter dem Schlagwort 
„Aktion klebrige Hand“ ebenfalls be- 
kannt) und in Frankreich, ja in Frank-
reich, dem Land der staatlichen Prä-
fekten, der zentralen Mittelvergabe 
und dem Ruf, das Land der unilate-
ralen Machtausübung durch Paris zu 
sein, rumort es zur Zeit wegen der 
Rolle der Kommunen im Machtgefü-
ge der „république unie et indivisible“. 
Unter anderem zu diesem Thema 
hatte auch die „Association des peti-
tes villes de France (APVF)“, mit der 
wir in der „Konfederation der Städte 
und Gemeinden Europas (KSGE)“ 
verbunden sind, anlässlich ihrer Mit-
gliederversammlung am 01. und 02. 
Juni nach Millau im südlichen Süd-
westen Frankreichs geladen. Bei die-
ser Tagung wurde ein Termin für eine 
Rede der deutschen Seite auf dieser 
Mitgliederversammlung arrangiert, 
denn wenn der DStGB kommt, muss 
er auch reden können. Und voila: Der 
Ehrenpräsident des DStGB, BM a.D. 
Roland Schäfer, trat an und hielt eine 
Rede „en francais“ vor dem Plenum 
zum Thema „Europäische Solidarität“ 
auf kommunaler Ebene. Das kam an. 

Schäfer referierte in seiner Rede über 
zwei Kernpunkte: Erstens, dass man 
in Europa auf kommunaler Ebene 
einen Informationsaustauch zu ver-
schiedenen Themen intensiver orga-
nisieren muss. Mindestens zwei wis-
sen bekanntlich immer mehr als einer 
und nur dadurch lernt man. Zweitens, 
dass diese kommunale Stimme, ge-
stärkt durch den oben genannten In-
formationsaustausch, in Brüssel kon- 
tinuierlich erhoben werden muss. 
Hieran muss weitergearbeitet wer-
den. Das fand auch Zustimmung. Die 
KGSE wird daher versuchen, neue 
Akzente zu setzen. Der Autor wird 
bald der Kassenwart des Vereins wer-
den. Vielleicht eröffnen sich dabei 
Spielräume.

Doch kommen wir zur Diskussion 
über die Rolle der Kommunen in 
Frankreich. Grundsätzlich sind die 
politischen Konditionen der französi-
schen Gemeinden nicht ganz schlecht. 
Man hat in Frankreich eine Ministe-
rin allein für die kommunalen Ange-
legenheiten (Dominique Faure) und 
unterhält auch Banken, die die finan-
ziellen Bedürfnisse der Gemeinden 
besonders intensiv beachten. Macht-
politisch kann man grundsätzlich 
gegenüber der Regierung vieles er-
reichen, weil - anders als in Deutsch-
land - ein Bürgermeister durchaus 
Mitglied des nationalen Parlamentes 
sein kann. Das hilft unter Umständen 
viel. Auf der anderen Seite sind jedoch 
die Eigenmittel der Kommunen viel 
begrenzter als in Deutschland und die 
Aufgabenfülle wird in einem größeren 
Umfang als in Deutschland vom Na-
tionalstaat bestimmt. Die Kommunen 
sind demnach zwar politisch „ums-
orgt“, die andere Seite der Medaille ist 

FOLGE 51
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jedoch eine sehr große Abhängigkeit 
von der Zentrale und die sitzt nicht 
in Düsseldorf, München, Schwerin 
oder Hannover, sondern einzig und 
allein in Paris. So weit so gut oder 
eben schlecht, aber bekannt seit vie-
len Jahrzehnten.

Etwas eigentümlich für den deutschen 
Beobachter ist nun, dass ein Teil der 
Kommunen aus politischen Gründen 
an diesem System rüttelt. Dabei ist es 
noch nicht einmal die wirtschaftliche 
Lage, die die Aufmüpfigen bewegt. 
Frankreich geht es momentan nicht 
so schlecht wie Deutschland. Das 
spiegelte sich auch auf dem Kongress 
wider. Es gab mehrere Gemeinden, 
die das gute wirtschaftliche Gleich-
gewicht zwischen dem inneren Stadt-
kern und den äußeren Randgebieten 
konstatierten. Der Kern droht dem-
nach nicht auszubluten, wie es oft in 
Deutschland der Fall ist. Man kauft 
bei beiden. Auch scheint das Problem 
der monatelang nicht genutzten Feri-
enwohnungen gerade in den kleinen 
Tourismushochburgen oft gelöst zu 
sein, um einmal rechtliche Aspekte zu 
erwähnen. Auch das ist für französi-
sche Städte nicht ohne Belang. Ferner 
machte städtepolitisch gesehen das 
Schlagwort von der „Kleinstadt der 
Viertelstunde“ (alles fußläufig erreich-
bar in einer Viertelstunde) die Runde 
und wurde oft goutiert. Man arbeitet 
wohl in vielen Städten in Frankreich 
mit Erfolg daran.

Woher kommt also die Kritik? Die 
Kritik liegt in den nicht bewältigten 
sozialen Problemen der Grande Nati-
on, die politische Reaktionen der Be-
völkerung zur Folge haben, die man 
fürchtet. Die Aktionen der „Gelbwes-

ten“ seien hier erwähnt. Gerade auf 
der lokalen Eben bemerkt man das. 
Insofern unterscheiden sich die fran-
zösischen Kommunalen dann doch 
wieder nicht von den deutschen. Man 
beklagt die sozialen Disparitäten, die 
nicht nur in den französischen Groß-
städten bemerkbar sind. Das Geld ist 
trotz aller Erfolge knapp und die är-
meren Schichten haben in Relation 
die größten Kaufkrafteinbrüche. Jetzt 
kommt auch noch hinzu, dass der ret-
tende Anker „Frührente“ zeitlich nach 
hinten verschoben wird, was übrigens 
auch zu Protesten in Millau geführt 
hat. Der Kongress fand unter großen 
Sicherheitsvorkehrungen statt. Weiter 
gibt es zum Teil erhebliche Integrati-
onsprobleme von Minderheiten, die 
weniger aus der Migrationswelle der 
letzten Jahre herrühren, sondern aus 
der Kolonialgeschichte. Man könnte 
die Liste fortsetzen.

Interessant ist, was eine gewisse 
Gruppe von kommunalen Vertrete-
rinnen und Vertretern jetzt fordert. 
Sie fordert zunächst mehr Geld für 
die Kommunen, um diese Probleme 
zu meistern. Nun gut, das will man 
auch in Deutschland. Die Gruppe 
will jedoch mehr. Sie will mit dem be-
kannten Argument, dass vor Ort alles 
besser zu regeln ist als von oben nicht 
nur mehr Geld, sondern auch eine 
relativ deutliche Machtverlagerung 
nach unten. Man ist sich dabei übri-
gens durchaus bewusst, dass der Bür-
germeister vor Ort dann auch mehr 
Verantwortung, beispielsweise in Haf- 
tungsfragen, übernehmen müsste. 
Das kalkuliert man jedoch ein. 

Doch warum will diese Gruppe im 
Kern diesen Wechsel, sieht man ein-

mal davon ab, dass jeder Machtzu-
wachs einem kommunalen Interes-
senvertreter guttut? Man will es, weil 
man vor großen gesellschaftlichen 
Herausforderungen und Umwälzun-
gen steht und - jetzt kommt es - man 
meint, dass das althergebrachte Sys-
tem mit seiner Hierarchie diese Prob-
leme nicht mehr stemmt. Der Bürger-
meister wird bei Ihnen zum kleinen, 
relativ unabhängigen Wirtschafts- 
und Innenminister vor Ort. Hier liegt 
die Crux. Das wäre allerdings eine 
Neuheit, die nicht am Anfang der V. 
Republik, eigentlich aller französi-
schen Verfassungen, steht. 

Insofern lohnte es sich also nach 
Millau zu fahren. Wir haben Präsenz 
gezeigt. Der DStGB wurde wohlwol-
lend registriert und sein Ehrenpräsi-
dent von allen begrüßt und geherzt. 
Man kennt sich. Außerdem hat man 
– wenigstens der Autor – eine Infor-
mation mitgenommen, die so nicht 
erwartbar war. Sie lautet: Die Fran-
zosen diskutieren über eine Reform 
ihrer zentralistischen Kommunalver-
fassung, nicht weil in den Verwaltun-
gen oder bei den Kommunalwahlen 
organisatorisch etwas geändert wer-
den muss, sondern weil sie eine ge-
sellschaftliche Umwälzung fürchten, 
der sie nicht mehr Herr zu werden 
glauben. Das gab dem Autor auf der 
Heimfahrt durch das Massif Cent-
ral, einer geheimnisvollen Gegend, 
die der Eifel ähnelt und wo die Kühe 
glücklich und die Häuser trutzig sind, 
dann doch zu denken. Man muss nur 
aufpassen, auf den engen Straßen in 
diesem Hügelgebiet keinen der zahl-
reichen Santiago de Compostela Pil-
ger nach Santiago de Compostela (Ja-
kobsweg) umzufahren. 

BRÜSSELER GERÜCHTE



Der Wandel kommt 
überall hin. Gut, dass 
wir schon da sind.
Deutschlands starke 
Partnerin für Nachhaltigkeit.
Auf dem Weg in eine nachhaltigere Zukunft kann ganz 
Deutschland auf die Unterstützung der Sparkassen- 
Finanzgruppe zählen. Mit der größten Finanzierungs-
summe für den Mittelstand und als Partnerin von 
40 Millionen Privatkundinnen und -kunden machen 
wir uns stark für einen Wandel, der für alle zum 
 Erfolg wird. Im Großen wie im Kleinen. Mehr erfahren: 
 sparkasse.de/mittelstand 

Weil’s um mehr als Geld geht.


